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Geltender Verordnungstext

Vernehmlassungsentwurf vom 21. Februar 2024

Art. 2 Begriffe
In dieser Verordnung bedeuten:

a. Hybridanlage: Anlage, die mehrere erneuerbare Energietriger zur
Elektrizitdtsproduktion nutzt;

b. Biomasse: sémtliches durch Photosynthese direkt oder indirekt erzeugtes

organisches Material, das nicht {iber geologische Prozesse verdndert wurde; dazu

gehoren auch sdmtliche Folge- und Nebenprodukte, Riickstdnde und Abfille,
deren Energiegehalt aus der Biomasse stammt;

biogenes Gas: aus Biomasse hergestelltes Gas;

Nettoproduktion: Elektrizititsmenge nach Artikel 11 Absatz 2 der

Energieverordnung vom 1. November 20172 (EnV);

e. Abwirme: nach dem Stand der Technik nicht vermeidbare Wéarmeverluste, die
aus Energieumwandlungsprozessen oder aus chemischen Prozessen,
beispielsweise in Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA), entstehen,
ausgenommen Heizwirme aus Anlagen, welche die gekoppelte Produktion von
elektrischer und thermischer Energie als primére und gleichrangige Ziele haben;

f.  Wirme-Kraft-Kopplung (WKK): gleichzeitige Bereitstellung von Kraft und
Wiérme aus dem Umwandlungsprozess von Brennstoff in Gasturbinen,
Dampfturbinen, Verbrennungsmotoren, anderen thermischen Anlagen und
Brennstoffzellen.

aoe

Art. 2 Bst. g

In dieser Verordnung bedeuten:

. steuerbare Wasserkraftanlage: Wasserkraftanlage die eine Flexibilitdt von mindestens sechs
Volllaststunden aufweist.

Art. 3 Neuanlagen
1 Als Neuanlagen gelten:
a. bei Wasserkraftanlagen: Anlagen, die ein hydraulisches Potenzial erstmals nutzen;

b. Dbei den ibrigen Technologien: Anlagen, die erstmals an einem Standort erstellt
werden.

2 Als Neuanlage gilt ebenfalls eine Anlage, die eine bestehende Anlage komplett ersetzt.
Ausgenommen davon sind Wasserkraftanlagen.

3 Den Entscheid dariiber, ob eine Neuanlage vorliegt oder nicht, trifft die Vollzugsstelle in
Absprache mit dem Bundesamt fiir Energie (BFE).

Art. 3 Abs. 2bis

2bis Eine Windenergieanlage gilt als komplett ersetzt, wenn mindestens der Rotor, die
Konversionseinrichtung und der Turm ersetzt werden.




Geltender Verordnungstext

Vernehmlassungsentwurf vom 21. Februar 2024

Art. 4 Anlagenleistung
Die Leistung einer Anlage bestimmt sich nach Artikel 13 EnV4

Art. 4 Abs. 2

2Bei Holzkraftwerken bestimmt sich die Leistung nach der vom Hersteller in der Liefervereinbarung
genannten Leistung. Ist die Leistung unklar, wird sie von der Vollzugsstelle in Absprache mit dem BFE unter
Beriicksichtigung aller Anlagenkomponenten festgelegt.

Art. 8§ Ausiibung des Wahlrechts nach Artikel 295 EnG

1 Steht dem Betreiber einer Anlage gestiitzt auf Artikel 295 EnG das Recht zu, zwischen der Teilnahme am
System der gleitenden Marktpriamie und einem Investitionsbeitrag zu wéhlen, so ist dieses Recht wie folgt
auszuiiben:

a. bei Wasserkraftanlagen: spatestens 30 Tage ab Erhalt der Mitteilung der voraussichtlichen Héhe des
Vergiitungssatzes und des Investitionsbeitrags (Art. 30h9«in4uies),

b. bei Photovoltaikanlagen: mit der Einreichung eines Gebots;

c. bei Wind- und Biomasseanlagen: mit der Einreichung des Gesuchs.

2 Die fur eine Anlage getroffene Wahl gilt auch fiir weitere erhebliche Erneuerungen oder Erweiterungen
dieser Anlage.




Geltender Verordnungstext

Vernehmlassungsentwurf vom 21. Februar 2024

Art. 22 Zusicherung dem Grundsatz nach

! Sind die Anspruchsvoraussetzungen voraussichtlich erfiillt und stehen geniigend Mittel zur
Verfiigung, so sichert die Vollzugsstelle die Teilnahme der Anlage am
Einspeisevergiitungssystem mit einer Verfligung dem Grundsatz nach zu.

2 Diese Verfiigung hat fiir die fiir das Projekt erforderlichen Bewilligungs- und
Konzessionierungsverfahren keine prijudizielle Wirkung.

Aufgehoben

Art. 25 Auszahlung der Vergiitung
! Die Vollzugsstelle zahlt vierteljahrlich aus:
a. Betreibern von Anlagen in der Direktvermarktung: die Einspeisepramie;

b. Betreibern, die die Elektrizitdit zum Referenz-Marktpreis einspeisen: die
Einspeisepramie und den Referenz-Marktpreis.

2 Stehen fiir die Zahlungen nach Absatz 1 nicht geniigend Mittel zur Verfiigung, so nimmt
sie die Auszahlungen im laufenden Jahr anteilsméssig vor. Den Differenzbetrag bezahlt sie
im folgenden Jahr aus.

3 Die Vollzugsstelle fordert vom Betreiber im Verhéltnis zur effektiven Produktion zu viel
ausbezahlte Betrdge ohne Zins zuriick. Sie kann sie auch in der folgenden Zahlungsperiode
verrechnen.

4 Ubersteigt der Referenz-Marktpreis den Vergiitungssatz, so stellt die Vollzugsstelle den
Betreibern den iibersteigenden Teil vierteljahrlich in Rechnung.

3 Die Vergiitung wird bis und mit dem vollen Monat ausbezahlt, in dem die Vergiitungsdauer
auslduft.

6 Reicht der Betreiber die fiir die Auszahlungen nach Absatz 1 notwendigen Informationen
nicht vollstindig und fristgerecht ein oder anerkennt er die vom BFE genehmigten
Richtlinien der Bilanzgruppe fiir erneuerbare Energien nicht, so entféllt der Anspruch auf
Vergiitung, bis diese Informationen oder die Anerkennung vorliegen.

7 Bezieht eine Anlage mehr Elektrizitit aus dem Netz, als sie einspeist, so stellt die
Vollzugsstelle in Rechnung:

a. Betreibern von Anlagen in der Direktvermarktung: die Einspeisepramie;

b. Betreibern, die die Elektrizitit zum Referenz-Marktpreis einspeisen: die
Einspeisepréimie und den Referenz-Marktpreis. '

Art. 25 Abs. 4P

4bis Der iibersteigende Teil wird auch fiir die Dauer, wihrend der Anspruchsvoraussetzungen oder
Mindestanforderungen nicht eingehalten werden, in Rechnung gestellt.
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Art. 26 Bewirtschaftungsentgelt

' Produzenten in der Direktvermarktung erhalten von der Vollzugsstelle pro kWh
eingespeiste Elektrizitit vierteljdhrlich ein Bewirtschaftungsentgelt, das sich aus einem fixen
Anteil fir die Vermarktungskosten wund einem variablen Anteil fiir die
Ausgleichsenergiekosten zusammensetzt.

2 Die Hohe des fixen Anteils fiir die Vermarktungskosten betrigt fiir alle Technologien 0,11
Rp./kWh.

3 Der variable Anteil fiir die Ausgleichsenergiekosten berechnet sich als Produkt aus:

a. dem Verhiltnis des Durchschnitts der Ausgleichsenergiepreise fiir einen Monat
zum Durchschnitt der Ausgleichsenergiepreise der Jahre 2013-2015; und

b. dem Basisbetrag nach Absatz 4.

4 Der Basisbetrag entspricht:
a.  bei Photovoltaik- und Windenergieanlagen: 0,44 Rp./kWh;
b. bei Wasserkraftanlagen: 0,17 Rp./kWh;

bei KVA: 0,05 Rp./kWh;

bei den iibrigen Biomasseanlagen: 0,17 Rp./kWh.

e o

Art. 26 Abs. 4

4 Der Basisbetrag entspricht:
a.  bei Photovoltaik- und Windenergieanlagen: 0,22 Rp./kWh;
b. bei Wasserkraftanlagen: 0,09 Rp./kWh;
c. bei KVA: 0,03 Rp./kWh;
d. Dbei den iibrigen Biomasseanlagen: 0,09 Rp./kWh.

2a. Kapitel: Gleitende Marktpramie

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 30a Allgemeine Anforderungen

Fiir die Anschlussbedingungen und die zu vergiitende Elektrizitdt gelten die Artikel 10 und 11 EnV
sinngemdss auch fiir Betreiber von Anlagen im System der gleitenden Marktprémie.

Art. 30a"s Nachtrédgliche Erweiterungen oder Erneuerungen

! Der Betreiber einer Anlage, fiir die er eine gleitende Marktprimie erhilt, hat der zu-stindigen Behorde
Erweiterungen oder Erneuerungen mindestens einen Monat vor der Inbetriecbnahme zu melden. Er hat alle
Anderungen anzugeben, die an der bisherigen Anlage im Zusammenhang mit dieser Erweiterung oder
Erneuerung vorgenommen werden sollen.

2 Die Vergiitungsdauer wird durch eine nachtréigliche Erweiterung oder Erneuerung nicht verléngert.

3 Der Anteil der mit der gleitenden Marktprimie zu vergiitenden Elektrizitéit wird nach einer nachtriglichen
Erweiterung oder Erneuerung iiberpriift und den neuen Verhiltnissen angepasst.

4 Erfolgt die Meldung nach Absatz 1 nicht oder nicht fristgerecht, so hat der Betreiber der Vollzugsstelle
oder dem BFE die Differenz zwischen der erhaltenen Verglitung und der Vergiitung, die ihm gestiitzt auf die
Anpassung nach Absatz 3 zusteht, ohne Zins zuriickzuerstatten.
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Art. 30a™" Folgen des Nichteinhaltens von Anspruchsvoraussetzungen oder Mindestanforderungen

' Werden Anspruchsvoraussetzungen oder Mindestanforderungen nicht eingehalten, so besteht fiir die Dauer
der Nichteinhaltung kein Anspruch auf die gleitende Marktpramie. Ist eine Beurteilungsperiode vorgesehen,
so entfdllt der Anspruch auf die gleitende Marktpramie riickwirkend fiir die gesamte Periode. Die zu viel
erhaltene Vergiitung ist zuriickzuerstatten. Sie kann mit kiinftigen Leistungen verrechnet werden.

2 Werden sémtliche Anspruchsvoraussetzungen und Mindestanforderungen wieder eingehalten, so besteht
ab diesem Zeitpunkt wieder Anspruch auf die gleitende Marktprdmie. Ist eine Beurteilungsperiode
vorgesehen, besteht der Anspruch riickwirkend fiir die gesamte Periode in der die Voraussetzungen wieder
eingehalten wurden. Allfdllige Nachzahlungen werden nicht verzinst.

3 Liegen fiir das Nichteinhalten von Anspruchsvoraussetzungen oder von Mindestanforderungen Griinde vor,
fiir die der Betreiber nicht einzustehen hat, so kann er gegeniiber der zustindigen Behorde darlegen, mit
welchen Massnahmen er erreichen will, dass sie wieder eingehalten werden. Die zustindige Behorde kann
ihm eine an-gemessene Frist fiir die Umsetzung dieser Massnahmen einrdumen und Auflagen machen. Bis
zum Ablauf dieser Frist bleibt der Anspruch auf die gleitende Marktpramie bestehen, sofern allféllige
Auflagen erfiillt werden.

4 Werden nach Ablauf der Frist weiterhin nicht sdmtliche Anspruchsvoraussetzungen und
Mindestanforderungen eingehalten, so entfdllt der Anspruch auf die gleitende Marktprdmie mit Ablauf der
Frist.

Art. 30q9er Ausschluss und Austritt aus dem System der gleitenden Marktpramie

! Die zustéindige Behorde verfiigt den Ausschluss eines Betreibers aus dem System der gleitenden
Marktprdmie, wenn Anspruchsvoraussetzungen oder Mindestanforderungen:

a. wiederholt nicht eingehalten werden und die gleitende Marktprdmie deswegen in drei
Kalenderjahren in Folge nicht ausbezahlt wurde (Art. 30ater Abs. 1);

b. nach Ablauf der Frist nach Artikel 30ater Absatz 3 nicht wéhrend eines ganzen Kalenderjahres
eingehalten worden sind.

2 Ein Austritt aus dem System der gleitenden Marktprimie ist nicht zuléssig.

Art. 30qivinavies Referenz-Marktpreis

! Der Referenz-Marktpreis fiir die gleitende Marktpréimie entspricht dem Referenz-Marktpreis nach Artikel
15, zuziiglich eines vierteljdhrlichen Durchschnittspreises von Herkunftsnachweisen, die an etablierten
Handelsplattformen gehandelt werden.

2 Das BFE berechnet und verdffentlicht die Referenz-Marktpreise sowie die Durchschnittspreise fiir die
Herkunftsnachweise vierteljahrlich.

3 Fiir steuerbare Wasserkraftanlagen mit einer Leistung von mehr als 3 MW berechnet sich der Referenz-
Marktpreis abweichend von Absatz 1 jahrlich individuell fiir jede Anlage nach Anhang 6.1. Das BFE teilt
dem betroffenen Betreiber den so berechneten jahrlichen Referenz-Marktpreis mit.

Art. 30a*eres Reduktion der gleitenden Marktprdmie bei mehrwertsteuerpflichtigen Betreibern

Die gleitende Marktpramie reduziert sich bei Betreibern, die nach den Artikeln 10-13 MWSTG
steuerpflichtig sind, um den Faktor gemiss Artikel 16 Absatz 4.
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Art. 30asePres Vergiitungsdauer und Mindestanforderungen
! Die Vergiitungsdauer betréigt 20 Jahre.

2 Sie beginnt mit der tatséichlichen Inbetriecbnahme der Anlage, der erheblichen Erweiterung oder der
erheblichen Erneuerung und kann nicht unterbrochen werden. Sie beginnt auch dann zu laufen, wenn der
Betreiber fiir die Anlage noch keine Vergiitung erhalt.

3 Die Mindestanforderungen fiir Biomasseanlagen sind in Anhang 6.3 festgelegt.

Art. 30a°“s Auszahlung der gleitenden Marktpramie

! Die Vollzugsstelle zahlt die gleitende Marktprimie vierteljahrlich aus.

2 Fiir steuerbare Wasserkraftanlagen mit einer Leistung von mehr als 3 MW wird die gleitende
Marktpriamie jéhrlich vom BFE ausbezahlt.

3 Die zustindige Behorde fordert vom Betreiber Betridge, die im Verhiltnis zur effektiven Produktion zu
viel ausbezahlt wurden, ohne Zins zuriick. Sie kann sie auch in der folgenden Zahlungsperiode verrechnen.
4 Die Vergiitung wird bis und mit dem vollen Monat ausbezahlt, in dem die Vergiitungsdauer auslduft.

3 Reicht der Betreiber die Inbetriecbnahmemeldung oder andere fiir die Auszahlungen nach Absatz 1 oder 2
notwendige Informationen nicht vollstindig und fristgerecht ein, so entféllt der Anspruch auf Vergiitung,
bis diese Informationen vorliegen.

¢ Bezieht eine Anlage mehr Elektrizitit aus dem Netz, als sie einspeist, so stellt die zu-stindige Behorde
den Betreibern dafiir die gleitende Marktpramie in Rechnung.

7 Speist eine Anlage weniger Elektrizitit ins Netz ein, als der Anteil der Produktion, der mit der gleitenden
Marktpriamie vergiitet wird, ausmachen wiirde, so wird nur fiir die tatsdchlich eingespeiste Elektrizitit die
gleitende Marktprémie vergiitet.

Art. 30a" Ubersteigender Teil

! Ubersteigt der Referenz-Marktpreis den Vergiitungssatz, so stellt die Vollzugsstelle den Betreibern den
iibersteigenden Teil vierteljdhrlich in Rechnung.

2 Fiir steuerbare Wasserkraftanlagen mit einer Leistung von mehr als 3 MW wird der iibersteigende Teil
jéhrlich vom BFE in Rechnung gestellt.

3 Ubersteigt der Referenz-Marktpreis den Vergiitungssatz, so kann der Betreiber in den Monaten Dezember
bis Mirz 10 Prozent des iibersteigenden Teils einbehalten.

4 Der tibersteigende Teil wird auch fiir die Dauer, wihrend der Anspruchsvorausset-zungen oder
Mindestanforderungen nicht eingehalten werden, in Rechnung gestellt.

2. Abschnitt: Gleitende Marktprimie fiir Wasserkraftanlagen
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Art. 30b Vergiitungssatze fiir Wasserkraftanlagen
! Die Hohe der Vergiitungssitze fiir Wasserkraftanlagen wird einzelfallweise bestimmit.
2 Das Vorgehen zur Bestimmung der Vergiitungssiitze wird in Anhang 6.1 festgelegt.
3 Der Vergiitungssatz fiir eine Wasserkraftanlage betrigt hochstens 30 Rp./kWh:
a. fiir Neuanlagen und erhebliche Erweiterungen: 30 Rp./kWh;
b. fiir erhebliche Erneuerungen: 10 Rp./kWh.

Art. 30b"s Erheblichkeit der Erweiterung oder Erneuerung

Ob die Erweiterung oder die Erneuerung einer Wasserkraftanlage erheblich ist, bestimmt sich nach Artikel
47.

Art. 30b*" Zur Verfiigung stehende Mittel

! Die Mittel, die fiir die gleitende Marktprimie fiir Wasserkraftanlagen zugeteilt wer-den (Art. 36 Abs. 1
EnV), werden im Zweijahresrhythmus verpflichtet.

’Die Gesuche sind jeweils bis zu einem Stichtag einzureichen. Die Stichtage sind der 30. Juni 2026, der
30. Juni 2028, der 30. Juni 2030, der 30. Juni 2032 und der 30. Juni 2034.

3 Konnen alle bis zu einem Stichtag eingereichten Gesuche beriicksichtigt werden und stehen danach noch
Mittel zur Verfiigung, so werden auch spdter eingereichte Gesuche nach ihrem Einreichedatum
beriicksichtigt, bis die Mittel fiir diese zwei Jahre ausgeschopft sind.

Art. 30baer Reihenfolge der Beriicksichtigung

' K6nnen nicht alle bis zu einem Stichtag eingereichten Gesuche beriicksichtigt wer-den, so werden die
Projekte zur Realisierung einer Neuanlage oder einer Erweiterung zuerst beriicksichtigt, die voraussichtlich
den tiefsten Vergiitungssatz erhalten. Fiir die Bestimmung der Reihenfolge wird bei Anlagen mit neuer

Speicherenergie die neu saisonal speicherbare Energiemenge zur Produktion hinzugezéhlt.

2 Beriicksichtigt werden alle Gesuche, die vollstindig aus den zugeteilten Mitteln finanziert werden
konnen.

3 Konnen alle bis zu einem Stichtag eingereichten Gesuche um gleitende Marktpramie fiir Neuanlagen und
Erweiterungen beriicksichtigt werden und stehen danach noch Mittel zur Verfiigung, so werden Projekte zur
Realisierung von Erneuerungen beriicksichtigt. Dabei werden diejenigen Projekte zuerst beriicksichtigt, die
voraussichtlich den tiefsten Vergiitungssatz erhalten.

4 Werden Mittel, die fiir ein Projekt reserviert wurden, nicht verwendet, so werden sie bis zum néchsten
Stichtag fiir die Beriicksichtigung weiterer Projekte in der Reihenfolge nach den Absitzen 1 und 3 eingesetzt.
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Art. 30bduinauies Gesuch

! Das Gesuch um Teilnahme am System der gleitenden Marktprémie ist beim BFE einzureichen.

2 Es kann erst gestellt werden, wenn eine rechtskriftige Baubewilligung vorliegt oder, bei Projekten, fiir die
keine Baubewilligung erforderlich ist, wenn die Baureife des Projekts nachgewiesen ist.

3 Es hat simtliche Angaben und Unterlagen nach Anhang 6.1 Ziffer 2 zu enthalten. Das BFE kann bei
Bedarf weitere Informationen und Angaben verlangen.

Art. 30bsies Mitteilung fiir die Ausiibung des Wahlrechts

Ubt ein Betreiber sein Wahlrecht (Art. 8 Abs. 1 Bst. a) nicht bereits mit der Gesuchs-einreichung aus, teilt
ihm das BFE die voraussichtliche Hohe des Vergiitungssatzes und des Investitionsbeitrags mit.

Art. 30septies Zusicherung dem Grundsatz nach

Sind die Anspruchsvoraussetzungen voraussichtlich erfiillt, stehen gentigend Mittel zur Verfiigung und
wurde das Wahlrecht zugunsten der gleitenden Marktpriamie aus-geiibt, so sichert das BFE die Teilnahme
der Anlage am System der gleitenden Markt-pramie mit einer Verfligung dem Grundsatz nach zu und setzt
Folgendes fest:

die voraussichtliche Hohe des Vergiitungssatzes;
b. die maximal anrechenbaren Investitions- und Jahreskosten;

c. den voraussichtlichen Anteil der produzierten Elektrizitit, fiir den die gleitende Marktpramie
gewihrt wird;

d. die Frist, innerhalb der mit dem Bau zu beginnen ist;

e.  die Frist, innerhalb der die Anlage in Betrieb zu nehmen ist.

Art. 30bocties Fristerstreckung fiir den Baubeginn und die Inbetriebnahme

Kann die gesuchstellende Person die Frist fiir den Baubeginn oder die Inbetriebnahme aus Griinden, fiir die
sie nicht einzustehen hat, nicht einhalten, so kann das BFE diese auf Gesuch hin verldngern. Das Gesuch ist
vor Ablauf der Frist schriftlich einzureichen.

Art. 30b"Vies Inbetriebnahmemeldung
! Die Pflicht zur Einreichung der Inbetriecbnahmemeldung richtet sich sinngemiss nach Artikel 55.

2 Die gesuchstellende Person muss die vollstéindige Inbetriebnahmemeldung spétestens einen Monat ab der
Inbetriebnahme einreichen.
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Art. 30bdecies Entscheid

! Erfiillt die Anlage auch nach der Inbetriebnahme die Anspruchsvoraussetzungen, so verfiigt das BFE

namentlich:
a. den Eintritt ins System der gleitenden Marktpramie;
b. den Anteil der Nettoproduktion, fiir den die gleitende Marktpramie gewéhrt wird:

1. bei nicht steuerbaren Anlagen und Anlagen mit einer Leistung von 3 MW oder weniger: fiir
die ganze Vergiitungsdauer;

2. Dbei steuerbaren Anlagen mit einer Leistung von mehr als 3 MW: geméss Anhang 6.1 Ziffer
4.3.

c. die tatsdchlich angefallenen Investitionskosten; und
d. die Parameter fiir die jahrliche Berechnung der Hohe des Vergiitungssatzes.

2 Das BFE widerruft die Zusicherung nach Artikel 30bsexies und weist das Gesuch um Teilnahme am
System der gleitenden Marktpramie ab, wenn:

a. die Anspruchsvoraussetzungen nicht erfiillt sind;
b. die Inbetriebnahmefrist nicht eingehalten wird,;

c.  der Standort der Anlage nicht dem im Gesuch angegebenen entspricht.

3. Abschnitt: Gleitende Marktprimie fiir Photovoltaikanlagen

Art. 30c Vergiitungssitze fiir Photovoltaikanlagen
! Die Hohe der Vergiitungssitze fiir Photovoltaikanlagen wird durch Auktionen einzelfallweise bestimmt.
2 Erfiillt eine Anlage die Voraussetzungen fiir den Erhalt von Boni nach Artikel 38 Absitze 1bis—
lquinquies, so werden diese Boni auch im System der gleitenden Markt-pramie zusdtzlich zum Ansatz, der
im Gebot angegeben wurde, gewéhrt.
3 Die Hohe der Boni betrégt:

a. Neigungswinkelbonus fiir integrierte Anlagen: 2,2 Rp./kWh;

b.  Neigungswinkelbonus fiir angebaute und freistehende Anlagen: 1 Rp./kWh;

c. Hohenbonus: 0,7 Rp./kWh;

d.  Parkflichenbonus: 1 Rp./kWh.

Art. 30cbs Zustiandigkeiten und Teilnahmevoraussetzungen

Fiir die Zusténdigkeiten und die Teilnahmevoraussetzungen sind die Artikel 46a und 46b sinngemadss

anwendbar.
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Art. 30c"" Auktionsverfahren

! Die Vollzugsstelle gibt die Auktionsbedingungen sowie die mit dem Gebot einzureichenden Angaben und
Unterlagen in der Ausschreibung bekannt.

2 Sie erteilt fiir diejenigen Gebote einen Zuschlag die:
a. die Teilnahmevoraussetzungen erfiillen;
b. den giinstigsten Ansatz pro Kilowattstunde aufweisen; und
c. innerhalb des ausgeschriebenen Auktionsvolumens Platz finden.

3 Unterschreitet die gesamte Leistung der Gebote, die die Teilnahmevoraussetzungen erfiillen, das
ausgeschriebene Auktionsvolumen, so wird das Auktionsvolumen nachtriglich automatisch auf 90 Prozent
dieser angebotenen Leistung gekiirzt.

Art. 30carer Inbetriebnahmefrist, Fristerstreckung und Inbetriebnahmemeldung

! Die Anlage ist spétestens 24 Monate, nachdem die Zuschlagserteilung in Rechtskraft erwiichst, in Betrieb
zu nehmen.

2 Kann die Frist fiir die Inbetriebnahme aus Griinden, fiir die die gesuchstellende Person nicht einzustehen
hat, nicht eingehalten werden, so kann die Vollzugsstelle diese auf Gesuch hin erstrecken. Das Gesuch ist
vor Ablauf der Frist einzureichen.

3 Die Inbetriebnahme ist der Vollzugsstelle spitestens einen Monat ab der Inbetriecbnahme zu melden.

4 Die Inbetriebnahmemeldung hat die Angaben und die Unterlagen nach Anhang 2.1 Ziffer 4.2 zu
enthalten.

Art. 30cavinquies Entscheid

'Erfiillt die Anlage auch nach der Inbetriebnahme die Anspruchsvoraussetzungen, so verfiigt die
Vollzugsstelle den Eintritt ins System der gleitenden Marktpriamie.

2 Ist die Leistung der Anlage grosser als im Gebot angegeben, so wird nur fiir den Anteil der Produktion
eine gleitende Marktprdmie ausgerichtet, die der im Gebot an-gegebenen Leistung entspricht. Die
Vollzugsstelle verfiigt diesen Anteil im Entscheid.

Art. 30csexies Widerruf des Zuschlags
Die Vollzugsstelle widerruft den Zuschlag, wenn:
a.  nach der Inbetriebnahme nicht alle Anspruchsvoraussetzungen erfiillt sind;
b. die Inbetriebnahme nicht fristgerecht erfolgt;
c.  der Standort der Anlage nicht dem im Gebot angegebenen Standort entspricht.
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Art. 30csepties Publikation zu den Auktionen
Zu den Auktionen fiir die gleitende Marktpramie publiziert die Vollzugsstelle folgende Angaben:

den Gebotstermin;

o ®

den Preismechanismus;

die Anzahl der eingereichten Gebote;

e o

die eingereichte Gebotsmenge in kW;
die Anzahl der Zuschlédge;
die Anzahl der ausgeschlossenen Gebote;

die Gebotsmenge der ausgeschlossenen Gebote in kW;

50 om0

den zuldssigen Gebotshdchstwert in Rappen pro kWh;

—

den niedrigsten und den hochsten Gebotswert in Rappen pro kWh;
j. den durchschnittlichen, mengengewichteten Zuschlagswert in Rappen pro kWh;

k.  den niedrigsten und den hochsten Gebotswert, fiir den ein Zuschlag erteilt wurde, in
Rappen pro kWh;

l.  die niedrigste und die hochste gebotene Leistung in kW;

m. die niedrigste und die hochste gebotene Leistung, fiir die ein Zuschlag erteilt wurde, in
kW

n. die durchschnittliche Leistung, fiir die ein Zuschlag erteilt wurde, in kW.

4. Abschnitt: Gleitende Marktprimie fiir Windenergieanlagen

Art. 30d Vergilitungssitze fir Windenergieanlagen
! Die Hohe der Vergiitungssitze wird anhand des Referenzanlagenprinzips bestimmt.

2 Die Vergiitungssitze und die Berechnung je Kategorie und Leistungsklasse sind in Anhang 6.2 festgelegt.

Art. 30d"s Reihenfolge der Beriicksichtigung

! Massgebend fiir die Beriicksichtigung eines Gesuchs um Teilnahme am System der gleitenden
Marktpriamie ist das Einreichedatum.

2 Konnen nicht alle am gleichen Tag eingereichten Gesuche beriicksichtigt werden, so werden die Projekte
mit der grossten Leistung zuerst beriicksichtigt.
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Art. 30d"" Warteliste

! Reichen die Mittel nicht fiir eine sofortige Beriicksichtigung aller Gesuche aus, so werden die Projekte in
eine Warteliste aufgenommen, es sei denn, sie erfiillen die Anspruchsvoraussetzungen offensichtlich nicht.
2 Die Vollzugsstelle teilt der gesuchstellenden Person mit, dass ihr Projekt in die Warteliste aufgenommen

wird.

Art. 30da e Abbau der Warteliste
! Stehen wieder Mittel zur Verfiigung, so legt das BFE Kontingente fest, in deren Umfang Anlagen auf der
Warteliste berticksichtigt werden konnen.

2 Die Anlagen auf der Warteliste werden in der Reihenfolge nach Artikel 30dbisberiicksichtigt.

Art. 30dauinquies Gesuch
! Das Gesuch um Teilnahme am System der gleitenden Marktprimie ist bei der Vollzugstelle einzureichen.

2 Es kann erst gestellt werden, wenn die Resultate von Windmessungen fiir den Standort einer neuen
Anlage oder die Betriebsdaten bestehender Windenergieanlagen sowie ein Gutachten zum Energieertrag
am Standort der Windenergieanlage vorliegen. Die Messungen und das Ertragsgutachten miissen die
Mindestanforderungen nach Anhang 6.2 erfiillen.

3 Das Gesuch hat simtliche Angaben und Unterlagen nach Anhang 6.2 zu enthalten.

Art. 30dsexies Zusicherung dem Grundsatz nach
Sind die Anspruchsvoraussetzungen voraussichtlich erfiillt und stehen geniigend Mittel zur Verfligung, so
sichert die Vollzugsstelle die Teilnahme der Anlage am System der gleitenden Marktprédmie mit einer

Verfiigung dem Grundsatz nach zu.
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Art. 30d5Pres Projektfortschritt, Inbetriebnahme, Fristerstreckung und Meldepflichten

! Die gesuchstellende Person muss nach Erhalt der Verfiigung nach Artikel 30dsexies innerhalb der Fristen
nach Anhang 6.2 einen Projektfortschritt nach Anhang 6.2 Ziffer 4.1 erzielen und die Anlage in Betrieb
nehmen.

2 Die Fristen fiir den Projektfortschritt und die Inbetriebnahme stehen fiir die Dauer von planungs-,
konzessions- oder baurechtlichen Rechtsmittelverfahren still.

3 Kann die gesuchstellende Person die Fristen flir den Projektfortschritt und die Inbetriebnahme aus anderen
Griinden, fiir die sie nicht einzustehen hat, nicht einhalten, so kann die Vollzugsstelle diese auf Gesuch hin
um maximal die Dauer der vorgesehenen Frist verldngern. Das Gesuch ist vor Ablauf der jeweiligen Frist
schriftlich einzureichen.

4 Die gesuchstellende Person muss den erreichten Projektfortschritt innert zwei Wochen schriftlich melden.
° Die Inbetriebnahme ist der Vollzugsstelle spitestens einen Monat ab der Inbetriecbnahme zu melden.

% Die Inbetriecbnahmemeldung hat die Angaben und die Unterlagen nach Anhang 6.2 Ziffer 4.3 zu
enthalten.

Art. 30d°octies Entscheid

UErfiillt die Anlage auch nach der Inbetriebnahme die Anspruchsvoraussetzungen, so verfiigt die
Vollzugsstelle namentlich:

a. den Eintritt ins System der gleitenden Marktpramie; und
b. die Parameter fiir die Berechnung der Hohe des Vergiitungssatzes.

2 Die Vollzugsstelle widerruft die Zusicherung nach Artikel 30dsexies und weist das Gesuch um Teilnahme
am System der gleitenden Marktpriamie ab, wenn:

a. die Anspruchsvoraussetzungen nicht erfiillt sind;
b. die Fristen fiir den Projektfortschritt oder die Inbetriebnahme nicht eingehalten werden;

c.  der Standort der Anlage nicht dem im Gesuch angegebenen entspricht.

5. Abschnitt: Gleitende Marktprimie fiir Biomasseanlagen

Art. 30e Kategorien
Die einzelnen Kategorien der Biomasseanlagen sind in Artikel 67 definiert.

Art. 30" Erheblichkeit der Erweiterung oder Erneuerung

Ob die Erweiterung oder Erneuerung einer Biomasseanlage erheblich ist, bestimmt sich nach Artikel 68.

14




Geltender Verordnungstext

Vernehmlassungsentwurf vom 21. Februar 2024

Art. 30e'” Vergiitungssitze fiir Biomasseanlagen
! Die Hohe der Vergiitungssitze wird anhand des Referenzanlagenprinzips bestimmt.
2 Die Vergiitungssitze und die Berechnung je Kategorie und Leistungsklasse sind in Anhang 6.3 festgelegt.

3 Fiir erhebliche Erweiterungen und Erneuerungen betréigt der Vergiitungssatz 70 Prozent der
Vergiitungssitze nach Anhang 6.3.

Art. 30e1marer Anteil der zu vergiitenden Elektrizitét bei erheblichen Erweiterungen und Erneuerungen

Bei erheblichen Erweiterungen und Erneuerungen bestimmt sich der Anteil der Netto-produktion der
Anlage, der mit der gleitenden Marktpramie vergiitet wird, wie folgt:

a.  Dbei erheblichen Erweiterungen: aus dem Verhéltnis der aufgrund der Erweiterung
erzielten Mehrproduktion zur Gesamtproduktion nach der Erweiterung;

b. Dbei erheblichen Erneuerungen: aus dem Verhéltnis der aufgrund der Erneuerung
anfallenden anrechenbaren Investitionskosten zu den Investitionskosten fiir eine neue
Referenzanlage; er darf jedoch hochstens 70 Prozent der Netto-produktion nach der
Erneuerung betragen.

Art. 30etvinquies Reihenfolge der Beriicksichtigung

! Massgebend fiir die Beriicksichtigung eines Gesuchs um Teilnahme am System der gleitenden
Marktpriamie ist das Einreichedatum.

2 Konnen nicht alle am gleichen Tag eingereichten Gesuche beriicksichtigt werden, so werden die Projekte
mit der grossten Leistung zuerst beriicksichtigt.

Art. 30esexies Warteliste

! Reichen die Mittel nicht fiir eine sofortige Beriicksichtigung aller Gesuche aus, so werden die Projekte in
eine Warteliste aufgenommen, es sei denn, sie erfiillen die Anspruchsvoraussetzungen offensichtlich nicht.
2 Die Vollzugsstelle teilt der gesuchstellenden Person mit, dass ihr Projekt in die Warteliste aufgenommen

wird.

Art. 30eserties Abbau der Warteliste

! Stehen wieder Mittel zur Verfiigung, so legt das BFE Kontingente fest, in deren Umfang Anlagen auf der
Warteliste berticksichtigt werden konnen.

2 Die Anlagen auf der Warteliste werden in der Reihenfolge nach Artikel 30equinquies beriicksichtigt.
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Art. 30e0¢"es Gesuch

! Das Gesuch um Teilnahme am System der gleitenden Marktpréimie ist bei der Voll-zugstelle
einzureichen.

2 Es kann erst gestellt werden, wenn eine rechtskriftige Baubewilligung vorliegt oder, bei Projekten, fiir die
keine Baubewilligung erforderlich ist, die Baureife des Projekts nachgewiesen ist.

3 Es hat simtliche Angaben und Unterlagen nach Anhang 6.3 Ziffer 6 zu enthalten.

Art. 30emvies Zusicherung dem Grundsatz nach

Sind die Anspruchsvoraussetzungen voraussichtlich erfiillt und stehen geniigend Mittel zur Verfligung, so
sichert die Vollzugsstelle die Teilnahme der Anlage am System der gleitenden Marktpriamie mit einer
Verfiigung dem Grundsatz nach zu und legt da-bei den voraussichtlichen Anteil der zu vergiitenden
Elektrizitit aufgrund der im Ge-such gemachten Angaben fest.

Art. 30e%cres Inbetriebnahmefrist, Fristerstreckung und Inbetriebnahmemeldung

! Die Anlage, die erhebliche Erweiterung oder die erhebliche Erneuerung ist innerhalb von drei Jahren ab
Erhalt der Verfiigung nach Artikel 30enovies in Betrieb zu nehmen.

2 Kann die gesuchstellende Person die Inbetriebnahmefrist aus Griinden, fiir die sie nicht einzustehen hat,
nicht einhalten, so kann die Vollzugsstelle diese auf Gesuch hin um maximal drei Jahre verldngern. Das
Gesuch ist vor Ablauf der Frist schriftlich ein-zureichen.

3 Die Inbetriebnahme ist der Vollzugsstelle spitestens einen Monat ab der Inbetriebnahme zu melden.
4 Die Inbetriebnahmemeldung muss mindestens folgende Angaben und Unterlagen enthalten:
das Inbetriebnahmedatum;

b. die Beglaubigung der Anlagedaten gemiss Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung des
UVEK vom 1. November 2017 iiber den Herkunftsnachweis und die
Stromkennzeichnung (HKSV);

c. _ allfillige Anderungen gegeniiber den im Gesuch gemachten Angaben.
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Art. 30gndecies Entscheid

UErfiillt die Anlage auch nach der Inbetriebnahme die Anspruchsvoraussetzungen, so verfiigt die
Vollzugsstelle namentlich:

a. den Eintritt ins System der gleitenden Marktpramie;
b. den Anteil der Nettoproduktion fiir den die gleitende Marktpramie gewéhrt wird; und
c. die Parameter fiir die jahrliche Berechnung der Hohe des Vergiitungssatzes.

2 Fiir erhebliche Erweiterungen wird der Anteil nach Absatz 1 Buchstabe b vorldufig festgesetzt. Nach drei
vollen Kalenderjahren wird der Anteil fiir den Rest der Vergiitungsdauer aufgrund der durchschnittlichen
jéhrlichen Nettoproduktion festgesetzt.

3 Die Vollzugsstelle widerruft die Zusicherung nach Artikel 30enovies und weist das Gesuch um Teilnahme
am System der gleitenden Marktpramie ab, wenn:

a. die Anspruchsvoraussetzungen nicht erfiillt sind;

b. die Inbetriebnahmefrist nicht eingehalten wird,;

c.  der Standort der Anlage nicht dem im Gesuch angegebenen entspricht.
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Art. 31 Ausschluss des Investitionsbeitrags

!'Solange der Betreiber fiir eine Anlage eine Mehrkostenfinanzierung nach Artikel 73
Absatz 4 EnG oder eine Einspeisevergiitung erhilt, kann ihm weder eine Einmalvergiitung
noch ein Investitionsbeitrag zugesprochen werden.

Art. 31 Abs. 1

1 Solange der Betreiber fiir eine Anlage eine Mehrkostenfinanzierung nach Artikel 73 Absatz 4 EnG oder
eine Einspeisevergiitung oder eine gleitende Marktpriamie erhélt, kann ihm weder ein Projektierungsbeitrag
noch eine Einmalvergiitung noch ein Investitionsbeitrag zugesprochen werden.

Art. 33 Anforderungen an den Betrieb und die Betriebstiichtigkeit der Anlage

! Eine Anlage, fiir die eine Einmalvergiitung oder ein Investitionsbeitrag ausbezahlt wurde,
muss ab Inbetriebnahme der Anlage, der Erweiterung oder der Erneuerung wihrend
mindestens der folgenden Dauer so gewartet werden, dass ein regulérer Betrieb sichergestellt
ist:

a. 15 Jahre bei Photovoltaikanlagen, KVA, Schlammverbrennungs-, Windenergie-
und Wasserkraftanlagen;

b. 10 Jahre bei Biogasanlagen, Holzkraftwerken, Klédrgas- und Deponiegasanlagen.

2 Photovoltaikanlagen sind zudem withrend mindestens 15 Jahren so zu betreiben, dass eine
Mindestproduktion, wie sie aufgrund des Standorts und der Ausrichtung zu erwarten ist,
nicht unterschritten wird.

3 Die Betreiber von Photovoltaikanlagen, fiir die eine Einmalvergiitung geméss Artikel 25
Absatz 3 EnG (hohe Einmalvergiitung) gewéhrt wurde, diirfen wiahrend mindestens 15
Jahren ab der Inbetriebnahme der Anlage nicht vom Eigenverbrauch geméss Artikel 16
EnG Gebrauch machen.

Art. 33 Anforderungen an den Betrieb und die Betriebstiichtigkeit der Anlage

1 Eine Anlage, fiir die eine Einmalvergiitung oder ein Investitionsbeitrag ausbezahlt wurde, muss ab der
Inbetriecbnahme der Anlage, der erheblichen Erweiterung oder der erheblichen Erneuerung wéhrend
mindestens der folgenden Dauer so gewartet werden, dass ein regulérer Betrieb sichergestellt ist:

a. 20 Jahre bei Photovoltaik-, Geothermie- und Windenergieanlagen;
b. 15 Jahre bei KVA, Schlammverbrennungs- und Wasserkraftanlagen;
c. 10 Jahre bei Biogasanlagen, Holzkraftwerken, Klérgas- und Deponiegasanlagen.

2 Photovoltaikanlagen sind zudem wihrend mindestens 20 Jahren so zu betreiben, dass eine
Mindestproduktion, wie sie aufgrund des Standorts und der Ausrichtung zu erwarten ist, nicht unterschritten
wird.

3 Die Betreiber von Photovoltaikanlagen, fiir die eine Einmalvergiitung gemiss Artikel 25 Absatz 3 EnG
(hohe Einmalvergiitung) gewéhrt wurde, diirfen wihrend mindestens 20 Jahren ab der Inbetriebnahme der
Anlage nicht vom Eigenverbrauch gemiss Artikel 16 EnG Gebrauch machen.

Art. 34 Riickforderung der Einmalvergiitung und der Investitionsbeitrige

! Fiir die Riickforderung der Einmalvergiitung und der Investitionsbeitrige sind die Artikel
28-30 des Subventionsgesetzes vom 5. Oktober 199025 sinngemiss anwendbar.

Art. 34 Sachiiberschrift und Abs. 1 und 1
Riickforderung der Projektierungsbeitrage, der Einmalvergiitung und der Investitionsbeitrage

I Fiir die Riickforderung der Projektierungsbeitrage, der Einmalvergiitung und der Investitionsbeitrage sind
die Artikel 28-30 des Subventionsgesetzes vom 5. Oktober 19901 sinngeméss anwendbar.

Ibis Der Projektierungsbeitrag wird zuriickgefordert, wenn eine neue Anlage oder die erhebliche Erweiterung
einer Anlage trotz erhalt einer Baubewilligung nicht realisiert wird.

3a. Kapitel: Projektierungsbeitrige

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 35a Ansatz und Mindestbeitrag
! Der Projektierungsbeitrag betriigt 40 Prozent der anrechenbaren Projektierungskosten.

2 Ein Projektierungsbeitrag wird nur gewéhrt, wenn er mindestens 30 000 Franken betrigt.

1

SR 616.1
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Art. 35b Projektierungsbeitrag fiir Windenergieprojekte
I Der Projektierungsbeitrag fiir Windenergieanlagen wird pro Projekt und nicht pro Anlage gewéhrt.
2Der Hochstbeitrag fiir Windenergieprojekte betragt 780 000 Franken.

2. Abschnitt: Reihenfolge der Beriicksichtigung und Warteliste

Art. 35¢ Reihenfolge der Beriicksichtigung
1 Massgebend fiir die Beriicksichtigung eines Gesuchs ist das Einreichedatum.

2Konnen nicht alle am gleichen Tag eingereichten Gesuche beriicksichtigt werden, so werden die Projekte
zuerst beriicksichtigt, die voraussichtlich die grosste Mehrproduktion an Elektrizitdt im Verhéltnis zum
Projektierungsbeitrag aufweisen.

3 Gesuche fiir Anlagen nach Artikel 9a¢ Absatz 3 StromVG werden vor allen am gleichen Tag eingereichten
Gesuchen zuerst berticksichtigt.

Art. 35d Warteliste

1 Reichen die Mittel nicht fiir die sofortige Beriicksichtigung eines Gesuchs aus, so wird das Projekt in eine
Warteliste aufgenommen, es sei denn, es erfiillt die Anspruchsvoraussetzungen offensichtlich nicht.

2Das BFE teilt der gesuchstellenden Person mit, dass ihr Projekt in die Warteliste aufgenommen wurde.

3 Stehen wieder Mittel zur Verfiigung, so werden die Projekte in der Reihenfolge nach Artikel 35¢
beriicksichtigt.

3. Abschnitt: Gesuchsverfahren

Art. 35¢ Gesuch
1 Das Gesuch um einen Projektierungsbeitrag ist beim BFE einzureichen.

2Fir Geothermieanlagen kann es erst eingereicht werden, wenn im betreffenden Gebiet vorgéngig eine
Erschliessung durchgefiihrt wurde und ein Erschliessungsbericht iiber die erwartete Produktion des
Geothermiereservoirs vorliegt.

3 Das Gesuch um einen Projektierungsbeitrag hat sdmtliche Angaben und Unterlagen geméss Anhang 2.2,
2.4 oder 2.6 zu enthalten.

Art. 35f Zusicherung dem Grundsatz nach

Ergibt die Priifung des Gesuchs, dass die Anspruchsvoraussetzungen erfiillt sind, und stehen Mittel zur
Beriicksichtigung des Gesuchs zur Verfiigung, so sichert das BFE den Projektierungsbeitrag dem Grundsatz
nach zu und setzt insbesondere Folgendes fest:

a. den Hochstbetrag, den der Projektierungsbeitrag nicht tiberschreiten darf;

b. den Zahlungsplan geméss Artikel 35%.

19




Geltender Verordnungstext

Vernehmlassungsentwurf vom 21. Februar 2024

Art. 35g Jahrliche Entwicklungsmeldungen

I Dem BFE ist jdhrlich eine Entwicklungsmeldung einzureichen.

2Die Meldung muss mindestens folgende Angaben und Unterlagen enthalten:
a. den Entwicklungsstand,

b. den Kostenstand, mit einer detaillierten Auflistung der anrechenbaren und nicht anrechenbaren
Projektierungskosten;

c. einen aktualisierten Zeitplan.

Art. 35h Meldung des Projektierungsabbruchs
1 Wird die Projektierung einer Anlage abgebrochen, so ist dies dem BFE zu melden.
2Die Meldung muss mindestens folgende Angaben und Unterlagen enthalten:

a. den Entwicklungsstand,

b. eine detaillierte Kostenabrechnung mit der Auflistung der anrechenbaren und der nicht
anrechenbaren Projektierungskosten;

c. die Griinde fiir den Abbruch.

Art. 351 Baubewilligungsmeldung
' Nach Eintritt der Rechtskraft der Baubewilligung ist dem BFE eine Baubewilligungsmeldung einzureichen.
2Die Meldung muss folgende Angaben und Unterlagen enthalten:

a. eine Kopie der rechtskriftigen Baubewilligung;

b. eine detaillierte Kostenabrechnung mit der Auflistung der anrechenbaren und der nicht
anrechenbaren Projektierungskosten;

c. einen Zeitplan fiir die Realisierung.

Art. 357 Definitive Festsetzung des Projektierungsbeitrags

Sind die Anspruchsvoraussetzungen zum Zeitpunkt der Meldung des Projektierungsabbruchs oder der
Baubewilligungsmeldung noch erfiillt, so setzt das BFE den Projektierungsbeitrag anhand der tatséchlich
angefallenen Projektierungskosten definitiv fest.

Art. 35k Gestaffelte Auszahlung des Projektierungsbeitrags
1 Der Projektierungsbeitrag wird in mehreren Tranchen ausbezahlt.

2Das BFE setzt den Zeitpunkt fiir die Auszahlung der einzelnen Tranchen und die Hohe der Betrége, di pro
Tranche ausbezahlt werden, einzelfallweise in der Zusicherung nach Artikel 35/ fest (Zahlungsplan).

3 Die letzte Tranche darf erst nach der definitiven Festsetzung des Projektierungsbeitrags ausbezahlt werden.
Bis dahin diirfen maximal 80 Prozent des in der Zusicherung nach Artikel 35/ festgesetzten Hochstbetrags
ausbezahlt werden.
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4. Abschnitt: Anrechenbare Projektierungskosten

Art. 351

Fiir die Berechnung des Projektierungsbeitrags sind Projektierungskosten sowie die Projektierungsleistungen
der gesuchstellenden Person anrechenbar, sofern sie:

a. in Zusammenhang mit einem Projekt anfallen, das grundsitzlich Anspruch auf einen
Investitionsbeitrag hat;

b. angemessen sind;
c. mittels detailliertem Arbeitsrapport nachgewiesen werden kénnen; und

d. effizient ausgefiihrt werden.

Art. 38 Berechnung der Einmalvergiitung und Ansdtze 29
! Die Einmalvergiitung setzt sich aus einem Grund- und einem Leistungsbeitrag zusammen.

Ibis Fiir integrierte Anlagen mit einem Neigungswinkel von mindestens 75 Grad, die ab dem
1. Januar 2022 in Betrieb genommen wurden, wird der Leistungsbeitrag um einen Bonus
erhoht.30

ler Fiir angebaute oder freistehende Anlagen mit einem Neigungswinkel von mindestens 75
Grad, die ab dem 1. Januar 2023 in Betrieb genommen wurden, wird der Leistungsbeitrag
um einen Bonus erhoht.31

lquater Rjr Photovoltaikanlagen ausserhalb der Bauzonen, die nicht an ein Gebdude angebaut
oder in ein Gebdude integriert wurden, wird der Leistungsbeitrag um einen Bonus erhéht,
sofern sie eine Leistung von mindestens 150 kW aufweisen und auf einer Hohe von
mindestens 1500 m ii. M. installiert wurden.32

Art. 38 Abs. 11navies

lquinquies Fijr  grosse Photovoltaikanlagen auf dauerhaften Parkplatzarealen im Freien wird der

Leistungsbeitrag um einen Bonus (Parkflachenbonus) erhéht.
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Art. 38a Festsetzung der Einmalvergiitung durch Auktionen

! Fiir Projekte zur Erstellung neuer Photovoltaikanlagen ohne Eigenverbrauch ab einer
Leistung von 150 kW wird die Hohe der Einmalvergiitung durch Auktionen bestimmt.

2 Fiir Photovoltaikanlagen, die ausserhalb von Bauzonen erstellt werden sollen und die
gewisse zusitzliche Kriterien erfiillen, konnen separate Spezialauktionen durchgefiihrt
werden.

3 Die mittels Auktionen bestimmte Einmalvergiitung besteht aus einem Leistungsbeitrag pro
Kilowatt installierte Leistung.

4 Weist eine Anlage einen Neigungswinkel von mindestens 75 Grad auf, so wird zusétzlich
zum Ansatz, der im Gebot angegeben wurde, der Neigungswinkelbonus gemaéss Artikel 38
Absatz 1bis oder 1ter gewihrt.

5 Erfiillt eine Anlage die Voraussetzungen geméss Artikel 38 Absatz 1quater, so wird
zusétzlich zum Ansatz, der im Gebot angegeben wurde, der Hohenbonus gewéhrt.

Art. 38a Abs. 6

6 Erfiillt eine Anlage die Voraussetzungen gemiss Artikel 38 Absatz 1auinquies, so wird zusidtzlich zum
Ansatz, der im Gebot angegeben wurde, der Parkflichenbonus gewéhrt.

Art. 46b Teilnahmevoraussetzungen
' Mit dem Bau der Anlage darf nicht vor dem Zuschlag begonnen werden.

2 Pro Grundstiick und Auktionsrunde darf nur ein Gebot abgegeben werden.

Art. 46b Abs. 3 und 4

3 Mit der Gebotsabgabe ist eine Teilnahmegebiihr von 300 Franken zu entrichten.

4 Wurde fiir ein Gebot ein Zuschlag erteilt und wurde die Anlage anschliessend nicht gebaut, ist fiir Anlagen
auf demselben Grundstiick die Teilnahme an Auktionen fiir die Einmalvergiitung oder die gleitende
Marktpramie fiir Photovoltaikanlagen wéhrend fiinf Jahren, nachdem die Zuschlagserteilung in Rechtskraft
erwachsen ist, ausgeschlossen.

Art. 51 Zur Verfiigung stehende Mittel

1 Die Mittel, die flir Investitionsbeitrage fiir Wasserkraftanlagen mit einer Leistung von mehr
als 10 MW verwendet werden konnen (Art. 36 Abs. 2 EnV), werden im Zweijahresrhythmus
zugeteilt.

2 Die Zweijahresperiode beginnt am 1. Januar des Jahres, in das ein Stichtag fillt. Die
Stichtage sind der 30. Juni 2018, der 31. August 2020, der 31. August 2022, der 30. Juni
2024, der 30. Juni 2026, der 30. Juni 2028 und der 30. Juni 2030.

3 Konnen alle bis zu einem Stichtag eingereichten Gesuche beriicksichtigt werden und
stehen danach noch Mittel zur Verfiigung, so kdnnen auch spéter eingereichte Gesuche
laufend beriicksichtigt werden, bis die Mittel fiir diese zwei Jahre ausgeschdpft sind.

Art. 51 Abs. 2

2 Die Zweijahresperiode beginnt am 1. Januar des Jahres, in das ein Stichtag fillt. Die Stichtage sind der
30. Juni 2018, der 31. August 2020, der 31. August 2022, der 30. Juni 2024, der 30. Juni 2026, der 30. Juni
2028, der 30. Juni 2030, der 30. Juni 2032 und der 30. Juni 2034.
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Art. 62 Nicht anrechenbare Kosten
I Nicht anrechenbar sind insbesondere Kosten:
a. die im Zusammenhang mit Anlagenteilen entstehen, die dem Umwélzbetrieb dienen;

b die anderweitig vergiitet werden, namentlich die Kosten fiir Massnahmen nach
Artikel 83a GSchG und Artikel 10 BGF.

Art. 62 Abs. 1 Bst. ¢

1 Nicht anrechenbar sind insbesondere Kosten:

c. fiir Anlagenteile, die primér der Wasserversorgung dienen und die zusétzlich auf die Produktion von
Elektrizitét ausgerichtet sind, wenn keine Zusicherung dem Grundsatz nach oder keine Bewilligung
des fritheren Baubeginns nach Artikel 32 erteilt wurde.

Art. 67 Kategorien

I Als Biogasanlagen gelten Anlagen zur Erzeugung von Elektrizitit und Wirme aus
biogenem Gas, das entweder am Standort des WKK-Moduls oder an einem mit einer
betriebseigenen Gasleitung erschlossenen Standort durch die Vergédrung von Bio-masse
erzeugt wird.

2 Als Holzkraftwerke gelten Anlagen zur Erzeugung von Elektrizitit und Wirme aus Holz.

3 Als KVA gelten Anlagen zur thermischen Behandlung von Siedlungsabfillen nach den
Artikeln 31 und 32 der Abfallverordnung vom 4. Dezember 201572 (VVEA).

4 Als Schlammverbrennungsanlagen gelten Anlagen zur thermischen Behandlung von
Abfillen aus Biomasse insbesondere Kldrschldmme, Papierschlimme und Schldmme aus der
Lebensmittelindustrie nach den Artikeln 31 und 32 VVEA.

Art. 67 Abs. 4

4 Als Schlammverbrennungsanlagen gelten Anlagen zur thermischen Behandlung von Abfillen aus
Biomasse insbesondere Klirschlimme, Papierschldmme und Schlimme aus der Lebensmittelindustrie nach
den Artikeln 31 und 32 VVEA, auch wenn in diesen Anlagen zusétzlich andere Biomasse eingesetzt wird.
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Art. 68 Erheblichkeit der Erweiterung oder Erneuerung

1 Die Erweiterung einer Anlage ist erheblich, wenn durch bauliche Massnahmen die
jéhrliche Elektrizititsproduktion gegeniiber dem Durchschnitt der letzten drei vollen
Betriebsjahre vor der Inbetriebnahme der Erweiterung um mindestens 25 Prozent gesteigert
wird.

2 Die Erneuerung einer Anlage ist erheblich, wenn die anrechenbaren Investitionskosten der
Erneuerung mindestens folgende Betréige erreichen:

a. 100 000 Franken bei Biogasanlagen und Holzkraftwerken;
b. 15 Millionen Franken bei KVA und Schlammverbrennungsanlagen;
c. 250 000 Franken bei Kldrgasanlagen mit einem Einwohnerwert ab 50 000;

d. 100000 Franken bei Klirgasanlagen mit einem Einwohnerwert von weniger als
50 000 und bei Deponiegasanlagen.

Art. 68 Abs. I und 2 Bst. a

1 Die Erweiterung einer Anlage ist erheblich, wenn durch bauliche Massnahmen die jéhrliche
Elektrizitdtsproduktion gegeniiber dem Durchschnitt der letzten fiinf vollen Betriebsjahre vor der
Inbetriebnahme der Erweiterung um mindestens 25 Prozent gesteigert wird.

2 Die Erneuerung einer Anlage ist erheblich, wenn die anrechenbaren Investitionskosten der Erneuerung
mindestens folgende Betrége erreichen:

a. 250 000 Franken bei Biogasanlagen und Holzkraftwerken;

Art. 70 Ansditze

Der Investitionsbeitrag betrégt:
a. 50 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten flir Biogasanlagen
b. 40 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten fiir Holzkraftwerke;

c. 20 Prozent  der  anrechenbaren  Investitionskosten  fiir
Schlammverbrennungs-, Klérgas- und Deponiegasanlagen.

KVA,

Art. 70 Ansitze

I Der Investitionsbeitrag fiir KVA, Schlammverbrennungs- und Deponiegasanlagenwird im Einzelfall
bestimmt und betrigt 20 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten.

2Der Investitionsbeitrag fiir Biogasanlagen, Holzkraftwerke und Klédrgasanlagen wird nach dem
Referenzanlagenprinzip gestiitzt auf die Ansétze in Anhang 2.3 bestimmt.

Art. 71 Hochstbeitrag
Der Investitionsbeitrag darf die folgenden Betrége nicht iiberschreiten:
a. 12 Millionen Franken fiir Holzkraftwerke;
b. 6 Millionen Franken fiir KVA und Schlammverbrennungsanlagen;

c. 1 Million Franken fiir Kldrgas- und Deponiegasanlagen.

Art. 71

Der Investitionsbeitrag darf die folgenden Betrdge nicht iiberschreiten:

Hochstbeitrag

a. 8 Millionen Franken fiir Biogasanlagen und Holzkraftwerke;
b. 6 Millionen Franken fiir KVA und Schlammverbrennungsanlagen;

c. 1 Million Franken fiir Kldrgas- und Deponiegasanlagen

4. Abschnitt: Gesuchsverfahren

4. Abschnitt: Gesuchsverfahren fiir KVA, Schlammverbrennungs- und Deponiegasanlagen

4a. Abschnitt: Gesuchsverfahren fiir Biogasanlagen, Holzkraftwerke und Kléirgasanlagen

Art. 80a Gesuch
1 Das Gesuch um einen Investitionsbeitrag ist bei der Vollzugsstelle einzureichen.

2 Es kann erst gestellt werden, wenn eine rechtskriftige Baubewilligung vorliegt oder, sofern fiir ein Projekt
keine Baubewilligung erforderlich ist, die Baureife des Projekts nachgewiesen ist.

3 Es hat sémtliche Angaben und Unterlagen nach Anhang 2.3 zu enthalten.

Art. 80b Zusicherung dem Grundsatz nach

Sind die Anspruchsvoraussetzungen voraussichtlich erfiillt und stehen geniigend Mittel zur Verfiigung, so
sichert die Vollzugsstelle den Investitionsbeitrag dem Grundsatz nach zu und setzt Folgendes fest:
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a. die voraussichtliche Hohe des Investitionsbeitrags aufgrund der geplanten Anlagenleistung anhand
der Ansétze nach Anhang 2.3 und unter Beachtung der Hochstbeitrdge nach Artikel 71;

b. den voraussichtlichen Anteil der Anlagenleistung fiir den ein Investitionsbeitrag gewéhrt wird,;

c. den Hochstbetrag, den der Investitionsbeitrag nicht iiberschreiten darf, er entspricht dem nach
Buchsstabe a festgesetzten Betrag.

Art. 80c Inbetriebnahmefrist, Fristerstreckung und Inbetriebnahmemeldung

1 Die Anlage, die erhebliche Erweiterung oder die erhebliche Erneuerung ist innerhalb von drei Jahren ab
Erhalt der Verfiigung nach Artikel 805 in Betrieb zu nehmen.

2 Fiir die Fristerstreckung und die Inbetriecbnahmemeldung gilt Artikel 30e%cis Absiitze 2—4 sinngemiss.

Art. 80d Bauabschlussmeldung

I Spétestens vier Jahre nach der Inbetriebnahme ist der Vollzugsstelle eine Bauabschlussmeldung
einzureichen.

2 Diese muss folgende Angaben und Unterlagen enthalten:
a. eine detaillierte Baukostenabrechnung;

b. fiir Erneuerungen: eine Auflistung der anrechenbaren und der nicht anrechenbaren Investitionskosten
anhand der in Anhang 2.3 aufgefiihrten Anlagenbestandteile;

c. die installierte Leistung und;
d. die Nettoproduktion zweier voller Betriebsjahre.

3 Kann die gesuchstellende Person die Bauabschlussmeldung aus Griinden, fiir die sie nicht einzustehen hat,
nicht fristgerecht einreichen, so kann die Vollzugsstelle die Frist auf Gesuch hin erstrecken. Das Gesuch ist
vor Ablauf der Frist schriftlich einzureichen.

Art. 80e Definitive Festsetzung des Investitionsbeitrags

Sind die Anspruchsvoraussetzungen zum Zeitpunkt der Bauabschlussmeldung noch erfiillt, so setzt die
Vollzugsstelle den Investitionsbeitrag unter Beachtung des in der Zusicherung nach Artikel 805 festgesetzten
Hochstbetrags nach den Vorgaben von Artikel 85 definitiv fest.

Art. 80f  Gestaffelte Auszahlung des Investitionsbeitrags
Der Investitionsbeitrag wird in drei Tranchen ausbezahlt:
a. 40 Prozent des Hochstbetrags nach Artikel 805 Buchstabe c: bei Baubeginn;

b. 30Prozent des Hochstbetrags nach Artikel 80o Buchstabec: nach Einreichen der
Inbetriebnahmemeldung;

c. Differenz der Betrdge nach den Buchstaben a und b zum definitiven Investitionsbeitrag: nach Eintritt
der Rechtskraft der definitiven Festsetzung des Investitionsbeitrags.

5. Abschnitt: Bemessungskriterien

5. Abschnitt: Bemessungskriterien fiir KVA, Schlammverbrennungs- und
Deponiegasanlagen

S5a. Abschnitt: Bemessungskriterien fiir Biogasanlagen, Holzkraftwerke und
Kliirgasanlagen
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Art. 84 Anteil bei erheblichen Erweiterungen und Erneuerungen

1 Bei erheblichen Erweiterungen und Erneuerungen wird der Anteil der Anlagenleistung nach der
Erweiterung oder Erneuerung, fiir den ein Investitionsbeitrag gewahrt wird, wie folgt bestimmt:

a. Dbei erheblichen Erweiterungen: aus dem Verhéltnis der Leistungssteigerung, die aufgrund der
Erweiterung zu erwarten ist, zur Gesamtleistung nach der Erweiterung;

b. bei erheblichen Erneuerungen: aus dem Verhédltnis der anrechenbaren Investitionskosten, die
aufgrund der Erneuerung anfallen, zu den Investitionskosten fiir eine neue Referenzanlage; er darf
jedoch hochstens 70 Prozent der Anlagenleistung betragen.

Art. 85 Berechnung des Investitionsbeitrags
I Der Investitionsbeitrag berechnet sich wie folgt:
a. fiir Neuanlagen: pro kW Leistung;

b. fiir erhebliche Erweiterungen und Erneuerungen: pro kW des nach Artikel 84 berechneten Anteils
der Leistung nach der Erweiterung oder Erneuerung.

2 Die Ansitze sind in Anhang 2.3 Ziffer 7 festgelegt.

3Fir erhebliche Erweiterungen und Erneuerungen betrdgt der Ansatz 70 Prozent der Ansédtze nach
Anhang 2.3 Ziffer 7.

4 Bei Biogas- und Kldrgasanlagen ist die dquivalente Leistung massgebend.

Art. 87a

Der Investitionsbeitrag betrégt 60 Prozent der anrechenbaren Investitionskosten.

Art. 87a
I Der Investitionsbeitrag wird nach dem Referenzanlagenprinzip bestimmt.

2 Die Ansitze je Kategorie sind in Anhang 2.4 festgelegt.

Art. 87¢ Warteliste

1 Reichen die Mittel nicht fiir eine sofortige Beriicksichtigung aus, so werden die Projekte in
eine Warteliste aufgenommen, es sei denn, sie erfiillen die Anspruchsvoraussetzungen
offensichtlich nicht.

2Das BFE teilt der gesuchstellenden Person mit, dass ihr Projekt in die Warteliste
aufgenommen wurde.

3 Stehen wieder Mittel zur Verfiigung, so werden die Projekte entsprechend dem
Einreichedatum des Gesuchs beriicksichtigt.

Art. 87¢ Abs. 2

2 Die Vollzugsstelle teilt der gesuchstellenden Person mit, dass ihr Projekt in die Warteliste aufgenommen
wurde.

Art. 87d Gesuch

! Das Gesuch um einen Investitionsbeitrag ist beim BFE einzureichen.

Art. 87d Abs. 1

1 Das Gesuch um einen Investitionsbeitrag ist bei der Vollzugsstelle einzureichen.

Art. 87e Zusicherung dem Grundsatz nach

Ergibt die Priifung des Gesuchs, dass die Anspruchsvoraussetzungen erfiillt sind, und stehen
Mittel zur Beriicksichtigung des Gesuchs zur Verfligung, so sichert das BFE den
Investitionsbeitrag dem Grundsatz nach zu und setzt Folgendes fest:

a. die Hohe des Investitionsbeitrags in Prozent der anrechenbaren Investitionskosten;

Art. 87e Zusicherung dem Grundsatz nach

Sind die Anspruchsvoraussetzungen voraussichtlich erfiillt und stehen geniigend Mittel zur Verfiigung, so
sichert die Vollzugsstelle den Investitionsbeitrag dem Grundsatz nach zu und setzt Folgendes fest:

a. die voraussichtliche Hohe des Investitionsbeitrags aufgrund der geplanten Anlagenleistung;
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b.
c.
d.
e.

den Hochstbetrag, den der Investitionsbeitrag nicht {iberschreiten darf;
bis wann spétestens mit dem Bau zu beginnen ist;

den Zahlungsplan geméss Artikel 87j;

die Frist, innerhalb der die Anlage in Betrieb zu nehmen ist.

b.

den Hochstbetrag, den der Investitionsbeitrag nicht iiberschreiten darf; er entspricht dem nach
Buchsstabe a festgesetzten Betrag.
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Art. 87f Inbetriebnahmemeldung

Die Pflicht zur Einreichung der Inbetriebnahmemeldung richtet sich sinngemiss nach
Artikel 55.

Art. 87f Projektfortschritt, Inbetriebnahme, Fristerstreckung und Meldepflichten

! Die gesuchstellende Person muss nach Erhalt der Verfiigung nach Artikel 87¢ i-nerhalb der Fristen nach
Anhang 6.2 einen Projektfortschritt nach Anhang 6.2 Ziffer 4.1 erzielen und die Anlage in Betrieb nehmen.

2 Artikel 30dsPties Absitze 2—5 gelten sinngeméss.

Art. 87g Bauabschlussmeldung

! Spitestens zwei Jahre nach der Inbetriebnahme ist dem BFE eine Bauabschlussmeldung
einzureichen.

2 Die Meldung muss folgende Angaben und Unterlagen enthalten:
a. eine detaillierte Baukostenabrechnung;

b. eine Auflistung der
Investitionskosten.

anrechenbaren und der nicht anrechenbaren

Art. 87g Bauabschlussmeldung

I Spéatestens zwei Jahre nach der Inbetriebnahme ist der Vollzugsstelle eine Bauabschlussmeldung
einzureichen.

2 Die Meldung muss eine detaillierte Baukostenabrechnung enthalten.

Art. 87h Erstrecken von Fristen

Das BFE kann die Fristen fiir die Inbetriecbnahme und fiir das
Bauabschlussmeldung auf Gesuch des Antragstellers erstrecken, wenn:

Einreichen der

a. die Frist aus Griinden, fiir die der Antragsteller nicht einzustehen hat, nicht
eingehalten werden kann; und

b. das Gesuch vor Ablauf der Frist eingereicht wird.

Art. 87h Einleitungssatz

Die Vollzugsstelle kann die Fristen fiir die Inbetriebnahme und fiir das Einreichen der Bauabschlussmeldung
auf Gesuch des Antragstellers erstrecken, wenn:

Art. 87i Definitive Festsetzung des Investitionsbeitrags

Sind die Anspruchsvoraussetzungen zum Zeitpunkt der Bauabschlussmeldung noch erfiillt,
so setzt das BFE den Investitionsbeitrag anhand der tatsdchlich angefallenen
Investitionskosten definitiv fest.

Art. 87i

Sind die Anspruchsvoraussetzungen zum Zeitpunkt der Bauabschlussmeldung noch erfiillt, so setzt die
Vollzugsstelle den Investitionsbeitrag anhand der tatséchlich installierten Anlagenleistung definitiv fest.

Definitive Festsetzung des Investitionsbeitrags

Art. 87j Gestaffelte Auszahlung des Investitionsbeitrags
! Der Investitionsbeitrag wird in mehreren Tranchen ausbezahlt.

2 Das BFE setzt den Zeitpunkt fiir die Auszahlung der einzelnen Tranchen und die Hohe der
pro Tranche auszuzahlenden Betrége einzelfallweise in der Zusicherung nach Artikel 87¢
fest (Zahlungsplan).

3 Die erste Tranche darf friihestens bei Baubeginn ausbezahlt werden.

4 Die letzte Tranche darf erst nach der definitiven Festsetzung des Investitionsbeitrags
ausbezahlt werden. Bis dahin diirfen maximal 80 Prozent des in der Zusicherung nach
Artikel 87e festgesetzten Hochstbetrags ausbezahlt werden.

Art. 87]  Gestaffelte Auszahlung des Investitionsbeitrags
Der Investitionsbeitrag wird in drei Tranchen ausbezahlt:
a. 30 Prozent des Hochstbetrags nach Artikel 87¢ Buchstabe b: bei Baubeginn;

b. 30Prozent des Hochstbetrags nach Artikel 87¢ Buchstabe b:
Inbetriebnahmemeldung;

nach Einreichen der

c. Differenz der Betrdge nach den Buchstaben a und b zum definitiven Investitionsbeitrag: nach Eintritt
der Rechtskraft der definitiven Festsetzung des Investitionsbeitrags.

4. Abschnitt: Berechnung des Investitionsbeitrags
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Art. 87k Anrechenbare Investitionskosten

Anrechenbar sind die Investitionskosten nach Artikel 61

Art. 87k

Der Investitionsbeitrag berechnet sich gestiitzt auf die Kategorie, die Anlagenleistung und die in Anhang 2.4
festgelegten Ansitze.

Art. 871 Nicht anrechenbare Kosten
Nicht anrechenbar sind insbesondere Kosten:
a. fiir den Erwerb von Grundeigentum;

b. fiir Verfahren und die anwaltliche Vertretung im Zusammenhang mit Einsprachen
und Beschwerden.

Aufgehoben

Art. 87m Berechnung der ungedeckten Kosten und des Investitionsbeitrags im Einzelfall

1 Gibt es Anhaltspunkte, dass bei einer Anlage keine ungedeckten Kosten (Art. 29 Abs. 3
Bst. bbis EnG) vorliegen, so ist gemdss Anhang 4 zu berechnen, ob ungedeckte Kosten
vorliegen.

2 Ubersteigt der Investitionsbeitrag die ungedeckten Kosten, so wird er entsprechend
gekdirzt.

3 Das BFE stellt die nétigen Grundlagen und Formulare fiir die Berechnung der ungedeckten
Kosten zur Verfiigung.

Aufgehoben

Art. 87y Definitive Festsetzung des Investitionsbeitrags fiir Geothermieanlagen

Sind die Anspruchsvoraussetzungen im Zeitpunkt der Bauabschlussmeldung noch erfiillt, so
setzt das BFE den Investitionsbeitrag anhand der tatséchlich angefallenen Investitionskosten
definitiv fest.

Art. 87y Abs. 2

2Das BFE kiirzt den Investitionsbeitrag im Umfang eines allfillig gewéhrten Projektierungsbeitrags

Art. 89 Markterlos

! Ertragsseitig wird nur der Erls beriicksichtigt, der aus dem Verkauf von Elektrizitit am
Markt stammt (Markterlos). Nicht beriicksichtigt werden iibrige Ertrdge, insbesondere
Erlése aus Systemdienstleistungen und Herkunftsnachweisen.

2 Der Markterlos wird auf der Basis des Marktpreises ermittelt, anhand des mit der Anlage
stiindlich gefahrenen Profils beziehungsweise mit der Summe dieser Profile bei einem
Anlagenverbund. Bei einer Partneranlage wird das ermittelte Profil anteilméssig auf die
Partner aufgeteilt.

3 Als Marktpreis gilt, auch fiir ausserborsliche gehandelte Elektrizitit, der stiindliche
Spotpreis fiir die Preiszone Schweiz, zu einem durchschnittlichen Monatskurs.
4

5 Gehort zu einem Anlageverbund eine Einzelanlage im Einspeisevergiitungssystem, so ist
als deren Erlos die Einspeisevergiitung massgebend.

Art. 89  Erlose
1 Ertragsseitig werden die Erlose gemiss den nachfolgenden Quellen und Annahmen berticksichtigt:

a. Handel von Strom fiir den folgenden Tag (Day-Ahead-Markt): Der Erlos wird auf der Basis des
Marktpreises ermittelt; Grundlage ist das Profil, das mit der Anlage stiindlich gefahren wird, oder die
Summe dieser Profile bei einem Anlagenverbund; Absicherungen am Terminmarkt werden dabei
gemdss Anhang 6.1 Ziffer 4.2.4 beriicksichtigt; bei einer Partneranlage wird das ermittelte Profil
anteilméssig auf die Partner aufgeteilt.

b. Systemdienstleistungen: Der Erlos wird gemidss Anhang 6.1 Ziffer 4.2.5, jedoch ohne Abzug der
Opportunitédtskosten ermittelt.

c.  Herkunftsnachweise: Der Erlés wird geméss Anhang 6.1 Ziffer 4.2.6 ermittelt.
d. Winterreserve: Der Erlos wird geméss Anhang 6.1 Ziffer 4.2.7 ermittelt.

2 Als Marktpreis des Day-Ahead-Marktes gilt der stiindliche Spotpreis fiir die Preiszone Schweiz, zu einem
durchschnittlichen Monatswechselkurs. Dieser Preis gilt auch fiir ausserborslich gehandelte Elektrizitét.

3 Gehort zu einem Anlageverbund eine Einzelanlage im Einspeisevergiitungssystem, so ist fiir den Erlos
dieser Anlage die Einspeisevergiitung massgebend.
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Art. 90 Gestehungs- und andere Kosten

I Als Gestehungskosten werden die fiir eine effiziente Produktion unmittelbar ndtigen
Betriebskosten beriicksichtigt, nicht aber andere Kosten, insbesondere nicht Aufwendungen
fiir gesamtbetriebliche Leistungen. Beriicksichtigt werden auch:

a. der Wasserzins;

b. Mindererlése aufgrund von Elektrizitdt, die dem Gemeinwesen kostenlos oder
verglinstigt abzugeben ist;

c. die direkten Steuern, die Gewinnsteuer jedoch nur, wenn sie einem tatséchlichen
Gewinn entspricht, nicht aber, soweit sie zugunsten des lokalen Gemeinwesens,
aufgrund einer Abmachung und gewinnunabhingig geschuldet ist.

2 Als Gestehungskosten ebenfalls beriicksichtigt werden die kalkulatorischen Kapitalkosten.
Massgebend ist der Zinssatz nach Anhang 3. Abschreibungen sind grundsétzlich geméss der
bisherigen Praxis fiir die jeweilige Anlage vorzunehmen.

3 Das BFE legt in einer Richtlinie die anrechenbaren Betriebs- und Kapitalkosten fest.

Art. 90 Abs. I Einleitungssatz und Bst. d

1 Zur Berechnung der Gestehungskosten werden die fiir eine effiziente Produktion unmittelbar ndtigen
Betriebskosten beriicksichtigt. Beriicksichtigt werden auch:

d. die Aufwendungen fiir gesamtbetriebliche Leistungen und die Vermarktung in der Hohe von:
1. 0,63 Rp./kWh fiir Laufwasserkraftwerke,
2. 0,78 Rp./kWh fiir Speicher-, Pumpspeicher- und Umwalzkraftwerke.

Art. 96a Ausschlussgrund

Solange der Betreiber fiir eine Anlage eine Mehrkostenfinanzierung nach Artikel 73 Absatz
4 EnG oder ecine Einspeisevergiitung erhélt, kann fiir diese Anlage kein
Betriebskostenbeitrag gewéhrt werden.

Art. 96a  Ausschlussgrund
Kein Betriebskostenbeitrag gewéhrt wird:

a. fiir eine Anlage, fiir die ein Betreiber noch eine Mehrkostenfinanzierung nach Artikel 73 Absatz 4
EnG oder eine Einspeisevergiitung erhilt;

b. fiir den Anteil der Produktion, fiir die ein Betreiber eine gleitende Marktpramie erhalt.
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Art. 98 Publikation
I Zur Einspeisevergiitung publiziert das BFE bei Anlagen mit einer Leistung ab 30 kW

folgende Angaben:
a. den Namen oder die Firma des Betreibers sowie den Standort der Anlage;
b. den verwendeten Energietrager;
c. die Anlagenkategorie und den Anlagentyp;
d. die Hohe der Vergiitung;
e. das Gesuchsdatum;
f.  das Inbetriecbnahmedatum;
g. die Menge der vergiiteten Elektrizitét;
h. die Vergiitungsdauer.

2 Bei Anlagen von weniger als 30 kW erfolgt die Publikation zur Einspeisevergiitung nach
Absatz 1 anonymisiert.

a. den Namen oder die Firma des Betreibers sowie den Standort der Anlage;

b. die Anlagenleistung;

c. das Inbetriecbnahmedatum;

d. die bei Gesuchseinreichung erwartete jahrliche Stromproduktion und die erwartete
Stromproduktion im Winterhalbjahr;

e. die zum Zeitpunkt der definitiven Festsetzung der Einmalvergiitung effektiv
gemessene durchschnittliche jdhrliche Stromproduktion und die Stromproduktion im
Winterhalbjahr;

f.  die Hohe der definitiven Einmalvergiitung;

g.  den Forderanteil im Verhiltnis zu den anrechenbaren Investitionskosten.

Art. 98 Abs. I Einleitungssatz und 2

1 Zur Einspeisevergiitung und zur gleitenden Marktpréamie publiziert das BFE bei Anlagen mit einer Leistung

ab 30 kW folgende Angaben:

2 Bei Anlagen von weniger als 30 kW erfolgen die Publikationen nach Absatz 1 anonymisiert.

Art. 108b Ubergangsbestimmung zur Anderung vom ...

Wurde einem Betreiber vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes iiber eine sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien (Anderung des Energiegesetzes und des Stromversorgungsgesetzes) vom
29. September 2023 fiir eine Anlage in Bezug auf einen Investitionsbeitrag eine Bewilligung des fritheren
Baubeginns erteilt, so gilt diese Bewilligung auch in Bezug auf die Gewédhrung einer gleitenden

Marktpréamie.

2 Will der Betreiber die gleitende Marktprimie in Anspruch nehmen, muss er dies der zustindigen Behorde

bis zum 1. Juni 2025 mitteilen.

Photovoltaikanlagen im Einspeisevergiitungssystem

Anhang 1.2
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Ziff. 4.3 Bst. d

4.3 Inbetriecbnahmemeldung

Die Inbetriebnahmemeldung hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu

Ziff. 4.3 Bst. d
43 Inbetriebnahmemeldung

Die Inbetriebnahmemeldung hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

enthalten:
Inbetriebnahmedatum;
b.  Abnahmeprotokoll mit detaillierter Beschreibung oder
Sicherheitsnach-weis nach Artikel 37 der
Niederspannungsinstallationsverordnung vom 7. November 2001111
(NIV) inklusive Mess- und Priifprotokollen;
c. allfillige Anderungen gegeniiber den im Gesuch gemachten Angaben;
d.  Beglaubigung der Anlagedaten gemiss Artikel 2 Absatz 2 der Verord-
nung des UVEK vom 1. November 2017112 iiber den d. Beglaubigung der Anlagedaten gemiss Artikel 2 Absatz 2 HKSV.
Herkunftsnachweis und die Stromkennzeichnung (HKSV).
Anhang 1.3
Windenergieanlagen im Einspeisevergiitungssystem
Klammerverweis unter Anhangnummer
Anhang 1.3
(Art. 16, 17,21, 22 und 23) (Art. 16, 17, 21 und 23)
2 Kategorien
2.1 Kleinwindanlagen Ziff- 2 Sachiiberschrift
Leistungsklassen

Windenergieanlagen mit einer Leistung von bis und mit 10 kW.
2.2 Grosswindanlagen

Windenergieanlagen mit einer Leistung von mehr als 10 kW.
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5 Gesuchsverfahren Aufgehoben
52 Ubertragung der Zusicherung dem Grundsatz nach
5.2.1 Ein Betreiber einer Windkraftanlage, die aufgrund einer Plandnderung iiber keine

Grundlage in der kantonalen Planung mehr verfiigt, darf eine Zusicherung dem

Grundsatz nach oder einen positiven Bescheid nach bisherigem Recht auf eine

andere Windkraftanlage iibertragen, wenn diese andere Windkraftanlage:

a. ..

b. die Anspruchsvoraussetzungen voraussichtlich erfiillt;

c. fiir das Einspeisevergiitungssystem angemeldet worden ist; und

d. der Betreiber dem iibernehmenden Betreiber fiir die Ubertragung maximal die

Hiélfte der ihm tatsdchlich entstandenen Kosten fiir Windmessungen,
Umweltstudien und technische Abklérungen in Rechnung stellt.

5.2.2  Das BFE entscheidet auf Gesuch des iibertragenden Betreibers und nach Anhérung

des Standortkantons iiber die Ubertragung. Die Modalititen der Ubertragung sind

dem BFE offenzulegen.
5.23 Die Fristen fiir Projektfortschrittsmeldungen (Ziff. 5.3) und die Inbetriebnahme

(Ziff. 5.4) beginnen mit dem Datum der neuen Zusicherung dem Grundsatz nach neu

zu laufen.

Anhang 1.4
Geothermieanlagen im Einspeisevergiitungssystem
Anhang 1.4 Klammerverweis unter Anhangnummer
(Art. 16, 17,21, 22 und 23) (Art. 16, 17, 21 und 23)
Anhang 1.5

Biomasseanlagen im Einspeisevergiitungssystem

Anhang 1.5
(Art. 16, 17,21, 22 und 23)

Klammerverweis unter Anhangnummer

(Art. 16, 17,21, 23 und 28)

3
3.14

Vergiitungssatz

Werden in einem Holzkraftwerk auch problematische Holzabfdlle verwendet, die
gemidss Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung vom 22. Juni 2005 iiber den
Verkehr mit Abfillen als Sonderabfille bezeichnet sind, wird der Anteil der
Elektrizitdt, der aufgrund der Verwendung dieser problematischen Holzabfille
erzielt wurde, mit dem halben Vergiitungssatz vergiitet. Der Anteil berechnet sich
aufgrund der verwendeten Energieinhalte.

Aufgehoben
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Einmalvergiitung fiir Photovoltaikanlagen

Anhang 2.1

Ziff- 2.7 Ziff- 2.7
2.7 Neigungswinkel- und Hohenbonus 2.7 Boni
2.7.1 Der Bonus fiir integrierte Anlagen mit einem Neigungswinkel von mindestens | 2.7.1 Der Bonus fiir integrierte Anlagen mit einem Neigungswinkel von mindestens 75 Grad betrdgt 400
75 Grad betragt 250 Franken pro kW. Franken pro kW.
2.7.2  Der Bonus fiir angebaute oder freistehende Anlagen mit einem Neigungswinkel von | 2.7.2  Der Bonus fiir angebaute oder freistehende Anlagen mit einem Neigungswinkel von mindestens 75
mindestens 75 Grad betrégt 100 Franken pro kW. Grad betrdgt 200 Franken pro kW.
2.7.3 Der Bonus fiir Anlagen, die ab einer Héhe von 1500 m ii. M installiert werden,
betrigt 250 Franken pro kW. Der Nachweis, dass die Anlage nicht an ein Gebédude
angebaut oder in ein Gebédude integriert wurde, ist mittels Fotos zu erbringen.
2.74 Der Parkflichenbonus betrigt 250 Franken pro kW.
Ziff: 2.8 Ziff. 2.8
2.8 Fiir integrierte Anlagen, die ab dem 1. Januar 2023 in Betrieb genommen wurden, | 2.8 Fiir integrierte Anlagen, die ab dem 1. Januar 2023 in Betrieb genommen wurden, gelten die
gelten die folgenden Ansétze: folgenden Ansétze:
Leistungsklasse 1.1.2023-31.03.2024 | Ab 1.4.2024 Leistungsklasse | 1.1.2023-31.03.2024 | 1.4.2024-31.03.2025 | Ab
1.4.2025
Grundbeitrag (Fr.) 2-5 kW 200 0 -
Grundbeitrag 2-5kW 200 0 0
Leistungsbeitrag <30 kW 440 420 >5 kW 0 0 0
(Er W) Lei bei 30 kW 440 420 400
eistungsbeitrag | <
30-<100 kW 330 330 (Fr/kW)
30— 330 330 330
<100 kW
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Ziff- 2.9 Ziff. 2.9
2.9 Fiir angebaute und freistehende Anlagen, die ab dem 1. Januar 2023 in Betrieb | 2.9 Fiir angebaute und freistehende Anlagen, die ab dem 1. Januar 2023 in Betrieb genommen wurden,
genommen wurden, gelten die folgenden Ansitze: gelten die folgenden Ansitze:
Leistungsklasse 1.1.2023-31.03.2024 | Ab 1.4.2024 Leistungsklasse | 1.1.2023-31.03.2024 | 1.4.2024-31.03.2025 | Ab
1.4.2025
Grundbeitrag (Fr.) 2-5 kW 200 0 -
Grundbeitrag 2-5 kW 200 0 0
>5 kW 0 0 (Fr)
Leistungsbeitrag <30 kW 400 380 >5 kW 0 0 0
(FrAW) Lei bei 30 kW 400 380 360
<
30-<100 kW 300 300 T S
>100 kW 270 270 30— 300 300 300
<100 kW
>100 kW 270 270 250
Anhang 2.2
Investitionsbeitrag fiir Wasserkraftanlagen
Klammerverweis bei Anhangnummer
Anhang 2.2 &

(Art. 53 und 61)

(Art. 35¢ und 53)

Investitionsbeitrag fiir Wasserkraftanlagen

Titel

Projektierungsbeitrag und Investitionsbeitrag fiir Wasserkraftanlagen
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2 Inhalt des Gesuchs

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a.

B g - FT o

e

Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den
Standort der Zentrale, der Wasserfassungen, der Reservoire und der
Wasserriickgabe;

Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass sdmtliche Voraussetzungen fiir die
Ausrichtung eines Investitionsbeitrags erfiillt werden;

technische Beschreibung der Anlage;

fiir Erweiterungen oder Erneuerungen: Unterlagen, die aufzeigen, dass die
Erweiterung oder Erneuerung erheblich ist;

mittlere mechanische Bruttoleistung des Wassers vor und nach der Investition;
installierte Leistung vor und nach der Investition;

Nutzwassermenge in m3 gemittelt iiber je fiinf volle Kalenderjahre vor und nach
der Investition;

Elektrizititsproduktion in kWh pro Kalenderjahr vor und nach der Investition;
mittlere Brutto-Fallhohe in m vor und nach der Investition;

mittlere Netto-Fallh6he in m vor und nach der Investition;
Ausbauwassermenge vor und nach der Investition;

nutzbares Speichervolumen vor und nach der Investition;

geplantes Baubeginn- und Inbetriebnahmedatum;

Nachweis iiber die Giiltigkeit des Wassernutzungsrechts und die rechtskréftige
Baubewilligung;

detaillierte Auflistung der Investitionskosten, aufgeteilt in anrechenbare und
nicht anrechenbare Kosten;

Angaben liber anderweitige Finanzhilfen.

2 Inhalt des Gesuchs um einen Projektierungsbeitrag

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a.

—-

5 — & T

Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den Standort der
Zentrale, der Wasserfassungen, der Reservoire und der Wasserriickgabe;

Vorstudie, die das Vorhaben beschreibt und die Machbarkeit aufzeigt;

Kostenschitzung sowie Termin- und Finanzierungsplan;
fiir Erweiterungen: Unterlagen, die aufzeigen, dass die Erweiterung erheblich sein wird;

mittlere mechanische Bruttoleistung des Wassers vor und nach der Investition;
installierte Leistung vor und nach der Investition;
Nutzwassermenge in m3 gemittelt iiber je finf volle Kalenderjahre vor und nach der Investition;

Elektrizititsproduktion in kWh pro Kalenderjahr vor und nach der Investition;
mittlere Brutto-Fallhdhe in m vor und nach der Investition;

mittlere Netto-Fallh6he in m vor und nach der Investition;
Ausbauwassermenge vor und nach der Investition;

nutzbares Speichervolumen vor und nach der Investition;

Angaben liber anderweitige Finanzhilfen.
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Ziff. 3
3 Inhalt des Gesuchs um einen Investitionsbeitrag
Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:
a. Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den Standort der
Zentrale, der Wasserfassungen, der Reservoire und der Wasserriickgabe;
b. Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass sdmtliche Voraussetzungen fiir die Ausrichtung eines
Investitionsbeitrags erfiillt werden;
c. technische Beschreibung der Anlage;
d. fiir Erweiterungen oder Erneuerungen: Unterlagen, die aufzeigen, dass die Erweiterung oder
Erneuerung erheblich ist;
e. mittlere mechanische Bruttoleistung des Wassers vor und nach der Investition;
f.  installierte Leistung vor und nach der Investition;
g.  Nutzwassermenge in m3 gemittelt iiber je flinf volle Kalenderjahre vor und nach der Investition;
h.  Elektrizititsproduktion in kWh pro Kalenderjahr vor und nach der Investition;
i.  mittlere Brutto-Fallh6he in m vor und nach der Investition;
j-  mittlere Netto-Fallhohe in m vor und nach der Investition;
k. Ausbauwassermenge vor und nach der Investition;
I.  nutzbares Speichervolumen vor und nach der Investition;
m. geplantes Baubeginn- und Inbetriebnahmedatum;
n. Nachweis iiber die Giiltigkeit des Wassernutzungsrechts und die rechtskréftige Baubewilligung;
0. detaillierte Auflistung der Investitionskosten, aufgeteilt in anrechenbare und nicht anrechenbare
Kosten;
p.  Angaben iiber anderweitige Finanzhilfen
Ziff. 4

Bisherige Ziff- 3

Anhang 2.3

Investitionsbeitrag fiir Biomasseanlagen

Anhang 2.3

(Art. 69, 74 und 83)

Klammerverweis bei Anhangnummer

(Art. 69, 74, 80a, 805, 804 und 85)

2.3 Inhalt des Gesuchs

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a. Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den
Standort;

2.3 Inhalt des Gesuchs

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:
a. Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den Standort;
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b. Baubewilligung oder Nachweis der Baureife des Projekts, sofern keine b. Baubewilligung oder Nachweis der Baureife des Projekts, sofern keine Baubewilligung
Baubewilligung erforderlich ist; erforderlich ist;
c. Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass sdmtliche Voraussetzungen fiir die c. Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass sdmtliche Voraussetzungen fiir die Ausrichtung eines
Ausrichtung eines Investitionsbeitrags erfiillt werden; Investitionsbeitrags erflillt werden; er hat mindestens Angaben zur Ausgangslage, zu den
Inputsubstraten, einen Anlagenbeschrieb und Ausfiihrungen zur Energieproduktion zu
beinhalten;
d. detaillierte Auflistung der Investitionskosten, aufgeteilt in anrechenbare und d. Ubersichtsplan;
nicht anrechenbare Kosten;
e. installierte elektrische Leistung (kWel) vor und nach der Investition; e.  Auflistung der Investitionskosten;
f.  Brutto-Elektrizitits- und Wirmeproduktion (kWh) pro Kalenderjahr vor und f.  installierte und dquivalente elektrische Leistung in kWel vor und nach der Investition;
nach der Investition;
g. Netto-Elektrizitatsproduktion sowie extern genutzte Wéarme pro Kalenderjahr g. Brutto-Elektrizitits- und Wérmeproduktion in kWh pro Kalenderjahr vor und nach der
vor und nach der Investition; Investition;
h. geplantes Inbetriebnahmedatum. h. Netto-Elektrizitdtsproduktion sowie extern genutzte Warme pro Kalenderjahr vor und nach der
Investition;
i.  geplantes Inbetriebnahmedatum.
2.4 Anlagenbestandteile 2.4 Anlagenbestandteile
Die Kosten der folgenden Anlagenbestandteile gelten als anrechenbare Fiir die Berechnung der Kosten einer Referenzanlage werden insbesondere die folgenden
Investitionskosten: Anlagenbestandteile mit der aufgefiihrten Nutzungsdauer beriicksichtigt; dies gilt auch fiir die
Berechnung der anrechenbaren Investitionskosten bei erheblichen Erneuerungen:
Anlagenbestandteil Nutzungsdauer
in Jahren Anlagenbestandteil Nutzungsdauer
Gebéaudeteile Vorgrube, Zwischenlager, Lagerbehilter, Gérrestlager, 25 in Jahren
Fermenter, Gasspeigher, 'Gebéiudeant.eil Blockheizkraftwerk (BHKW), Gebiudeanteile, Vorgrube, Zwischenlager, Lagerbehilter, Gérrestlager, 25
Rohrleitungen, betriebseigene Gasleitungen bis 300 m, Isolationen, Fermenter, Gasspeicher, Rohrleitungen, betriebseigene Gasleitungen bis
Armaturen 300 m, Isolationen, Armaturen
Zverlfleinerer, Querst_romzerspaner, Siebe, Hygienisierung, Misch- 15 Zerkleinerer, Siebe, Mischeinrichtung, Separation 15
elnrlchtung? Separation Gasaufbereitung, Warmeauskopplung, Abgassystem, Druckluftsystem, 10
Gasaufbereitung, Wirmeauskopplung, Abgassystem, Druckluftsystem, 10 Liiftungssystem
Luftung%system . . . BHKW inkl. Notkiihlung, Mikrogasturbine, Druckanpassung, 10
BHKW inkl. Notkiihlung, Mikrogasturbine, Druckanpassung, 10 Generator, Transformator, Kondensatsystem, Notfackel
Ge.nerator', Transformator, Kondensatsystem, Notfackel . Leittechnik (Elektrische Mess-, Steuerungs- und Regeltechnik, EMSR) 15
Leittechnik (Elektrische Mess-, Steuerungs- und Regeltechnik, EMSR) 15
3.1 Allgemeine Anforderungen 3.1 Allgemeine Anforderungen
Die allgemeinen Anforderungen richten sich nach Anhang 1.5 Ziffern 2.1.1 und | 3.1.1 Die allgemeinen Anforderungen richten sich nach Anhang 1.5 Ziffern 2.1.1 und 2.1.2.
2.1.2. 3.1.2 Eine Anlag gilt nur dann als Holzkraftwerk, wenn darin Holz als einziger Energietréger eingesetzt
wird.
33 Inhalt des Gesuchs 33 Inhalt des Gesuchs

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a.

Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den
Standort;

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:
a.  Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den Standort;
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b. Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass sdmtliche Voraussetzungen fiir die b. Baubewilligung oder Nachweis der Baureife des Projekts, sofern keine Baubewilligung
Ausrichtung eines Investitionsbeitrags erfiillt werden; erforderlich ist;
c. detaillierte Auflistung der Investitionskosten aufgeteilt in anrechenbare und c. Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass sdmtliche Voraussetzungen fiir die Ausrichtung eines
nicht anrechenbare Kosten; Investitionsbeitrags erflillt werden; er hat mindestens Angaben zur Ausgangslage, zu den
Inputsubstraten, einen Anlagenbeschrieb und Ausfiihrungen zur Energieproduktion zu
beinhalten;
installierte elektrische Leistung (kWel) vor und nach der Investition; d Uber.smhtsplan; o
e. Brutto-Elektrizitits- und Warmeproduktion (kWh) pro Kalenderjahr vor und e Auflistung der Investitionskosten;
nach der Investition;
f.  Netto-Elektrizititsproduktion sowie extern genutzte Wirme pro Kalenderjahr f.  installierte elektrische Leistung in kWel vor und nach der Investition;
vor und nach der Investition; g. Brutto-Elektrizitits- und Wéarmeproduktion in kWh pro Kalenderjahr vor und nach der
g. geplantes Inbetriebnahmedatum. Investition;
h. Netto-Elektrizitdtsproduktion sowie extern genutzte Warme pro Kalenderjahr vor und nach der
Investition;
i.  geplantes Inbetriebnahmedatum.
34 Anlagenbestandteile 34 Anlagenbestandteile
Die Kosten der folgenden Anlagenbestandteile gelten als anrechenbare Fir die Berechnung der Kosten einer Referenzanlage werden insbesondere die folgenden
Investitionskosten: Anlagenbestandteile mit der aufgefiihrten Nutzungsdauer beriicksichtigt; dies gilt auch fiir die
Berechnung der anrechenbaren Investitionskosten bei erheblichen Erneuerungen:
Anlagenbestandteil Nutzungsdauer
in Jahren Anlagenbestandteil Nutzungsdauer
Gebaudeteile, Silo, Krananlagen 25 in Jahren
Feuerung, Brennstofftransport, Entaschung, Luftventilatoren, Luft- 15 Anteilig: Gebaude, Silo, Krananlagen 25
kanile, Rauchgasventilator, Ascheforderung, S.tr.ahlungszﬁge,. . Anteilig: Feuerung, Brennstofftransport, Entaschung, Luftventilatoren, 15
Kesseltrommel, Verdampfer, Eco, Rauchgasreinigung, Organic Ranking Luftkanile, Rauchgasventilator, Ascheforderung,
?ycle,. Holzvergaseranlage Strahlungsziige, Kesseltrommel, Verdampfer, Eco, Rauchgasreinigung,
Uberhitzer 10 Organic Rankine Cycle, Holzvergaseranlage
(Turbins, Generator). Speisewassempumpen, Speisewasserbentier. Uberhitzer 0
£uftk0nd’ensator, Ro}’lr]gitungen urfg /”%rrl:lat{lrer;l, Dmckreduzierstz;tion, ;F"Fslrjtljrllr?é nggg?gg; )Hgd;?;lelgv(:;lslggeﬁrirglsf(S)H;as:e(;vr’aIsig}rlll)l;ﬁ:éllstl:ruf 25
K({ndensz%tsystem, Speisewasservorwirmung, Starkstromanschluss Luftkon(iensator, Ro}’lrlgitungen unrg Al‘glat{lrel:;l, Druckreduziersta’tion,
Leittechnik (EMSR) 15 Kondensatsystem, Speisewasservorwiarmung, Starkstromanschluss
Leittechnik (EMSR) 15
6.2 Inhalt des Gesuchs 6.2 Inhalt des Gesuchs

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a.

b.

Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den
Standort;

Baubewilligung oder Nachweis der Baureife des Projekts, sofern keine
Baubewilligung erforderlich ist;

Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass sidmtliche Voraussetzungen fiir die
Ausrichtung eines Investitionsbeitrags erfiillt werden;

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a.

Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den Standort;

Baubewilligung oder Nachweis der Baureife des Projekts, sofern keine Baubewilligung
erforderlich ist;

Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass sdmtliche Voraussetzungen fiir die Ausrichtung eines
Investitionsbeitrags erfiillt werden; er hat mindestens Angaben zur Ausgangslage, zu den
Inputsubstraten, einen Anlagenbeschrieb und Ausfithrungen zur Energieproduktion zu
beinhalten;
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d. detaillierte Auflistung der Investitionskosten, aufgeteilt in anrechenbare und
nicht anrechenbare Kosten;

e. installierte elektrische Leistung (kWel) vor und nach der Investition;

f. erwartete Elektrizitdtsproduktion pro Kalenderjahr vor und nach der
Investition;

g. geplantes Inbetriebnahmedatum;

h. Einwohnerwerte der Kldranlage.

d.  Ubersichtsplan;

e. Auflistung der Investitionskosten;
f.  installierte und dquivalente elektrische Leistung in kWel vor und nach der Investition;

g. Brutto-Elektrizitits- und Wéarmeproduktion in kWh pro Kalenderjahr vor und nach der
Investition;

h. Netto-Elektrizititsproduktion sowie extern genutzte Warme pro Kalenderjahr vor und nach der
Investition;

i.  geplantes Inbetriecbnahmedatum;
j.  Einwohnerwerte der Kldranlage.

6.3 Anlagenbestandteile

Die Kosten der folgenden Anlagenbestandteile gelten als anrechenbare

Investitionskosten:

Anlagenbestandteil Nutzungsdauer
in Jahren

Gebidude Gasometer, Gebdaudeanteil fiir BHKW, Gasmessraum, 25

Leitungen

BHKW inkl. Notkiihlung 10

Gasometer, Armaturen, Kiesfilter, Gasdruckerhohungsgeblise, 15

Gaskiihlung, Gasreinigung, Siloxanentfernung, Notfackel

Leittechnik (EMSR) 15

6.3 Anlagenbestandteile

Fir die Berechnung der Kosten einer Referenzanlage werden insbesondere die folgenden
Anlagenbestandteile mit der aufgefiihrten Nutzungsdauer beriicksichtigt; dies gilt auch fiir die
Berechnung der anrechenbaren Investitionskosten bei erheblichen Erneuerungen und fiir die
Berechnung des Investitionsbeitrags fiir Deponiegasanlagen:

Anlagenbestandteil Nutzungsdauer
in Jahren

Gebaudeteil fiir BHKW, Gasmessraum, Leitungen 25

BHKW inkl. Notkiihlung 10

Gasometer, Armaturen, Kiesfilter, Gasdruckerh6hungsgeblise, 15

Gaskiihlung, Gasreinigung, Siloxanentfernung, Notfackel

Leittechnik (EMSR) 15
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7 Ansitze fiir Biogasanlagen, Holzkraftwerke und Klirgasanlagen

7.1 Berechnung der Ansitze

7.1.1 Die dquivalente Leistung von Biogas- und Klidrgasanlagen entspricht dem Quotienten aus der
Nettoproduktion in kWh und der Stundensumme des jeweiligen Betriebsjahres. Fiir die Berechnung
der definitiven Hohe des Investitionsbeitrags sind zwei volle Betriebsjahre der neuen, erneuerten
oder erweiterten Anlage massgebend.

7.1.2  Fiir die Berechnung der Ansétze fiir Holzkraftwerke ist die Anlagenleistung massgebend.

7.1.3  Die Ansidtze werden anteilsméssig nach den Leistungsklassen gemiss Ziffer 7.2 berechnet.
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7.2 Ansitze

7.2.1 Die Ansitze fiir Biogasanlagen betragen je Leistungsklasse:

Leistungsklasse Ansatz in Fr./kWig-el
< 50 kW 18 500
<100 kW 18 000
<500 kW 16 000
>500 kW 14 000

7.2.2 Die Ansitze fiir Holzkraftwerke betragen je Leistungsklasse:

Leistungsklasse Ansatz in Fr./kWel
< S0kW 5000
<100 kW 4 600
<500 kW 3800
< S5SMW 3100
> 5MW 2200

7.2.3 Die Ansitze fiir Kldrgasanlagen betragen je Leistungsklasse:

Leistungsklasse Ansatz in Fr./kWig-el
< 50 kW 2 500
<100 kW 1300
<500 kW 400
>500 kW 200

Investitionsbeitrag fiir Windenergieanlagen

Projektierungsbeitrag und Investitionsbeitrag fiir Windenergieanlagen

1 Anlagendefinition
Die Definition der Windenergieanlage richtet sich nach Anhang 1.3 Ziffer 1.

1 Anlagendefinition und Kategorien
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1.1 Anlagendefinition
Die Definition der Windenergieanlage richtet sich nach Anhang 1.3 Ziffer 1.
1.2 Kategorien
1.2.1 Die Windenergieanlagen werden gestiitzt auf die Héhenlage, auf der sie errichtet werden, in drei
Kategorien eingeteilt:
a. Kategorie I: < 1000 m iiber Meer;
b. Kategorie II: 1000-1700 m iiber Meer;
c. Kategorie III: >1700 m iiber Meer.
1.2.2 Massgebend fiir die Bestimmung der Hohenlage ist die Oberkante des Fundaments der Anlage.
2 Inhalt des Gesuchs Mindestanforderungen an Windmessungen, Windmessdaten und Ertragsgutachten
Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten: 2.1 Mindestanforderungen an Windmessungen fiir den Standort einer neuen Anlage
a.  Angaben zur Anlage, insbesqndere Apgaben iiber den Perimeter des Proj.ekts, Bei Windmessungen sind mindestens folgende Anforderungen einzuhalten:
1(1en Standort der geplanten Windenergieanlage und den Namen der berechtigten a.  Der Windmessmast ist innerhalb des Parkperimeters zu errichten.
erson; R . . . . .
b, Proiektbeschrieb mit Zeitplan d freiot. d smtliche V fi b. Die Hohe des Windmessmastes muss mindestens 2/3 der Nabenhohe der Windenergieanlage
: d'ro{z ¢ ?Sﬁ rieb mit le itplan der zti)u'zelgt, z;s.ilsamt (11c ? oraussetzungen fur oder mindestens 100 m betragen. Ist der Windmessmast kleiner, so miissen ergdnzende LiDAR-
1€ Psrlc tung eln?s nvestitions eltrags ertullt werden; oder SODAR-Messungen im Parkperimeter durchgefiihrt werden.
¢ :c;]ghrélsche .Beslchrelbung dczir Anlage, lilsbesonlgere An%ﬁben 211\11m gbep lap})ten c. Die Messung ist mit Windrichtungssensoren und kalibrierten Windgeschwindigkeitssensoren
N n Znerglle)elm alg(entyp. und zum geplanten Netzanschluss (Netzbetreiber, auf mindestens zwei Hohen vorzunehmen, wobei der oberste Messpunkt hochstens 2 m unter
etzebene, Plans 1zze),. ) ] der Mastspitze liegen darf.
Enrggégutachteg, das die Anforde.rl.mgen nach Ziffer 3 :3 e.rfullt; d. Die Windmessung muss wihrend mindestens 12 Monaten ohne Unterbruch durchgefiihrt
e. detaillierte Auflistung der Investitionskosten, aufgeteilt in anrechenbare und werden.
nicht anrechenbare Kosten. e. Die Windmessdaten miissen iiber mindestens 80 Prozent der Zeit verfiigbar sein.
2.2 Mindestanforderungen an Windmessungen von bestehenden Windenergieanlagen (Betriebsdaten)

Bei Windmessdaten von bestehenden Windenergieanlagen sind folgende
einzuhalten:

a. Die Windenergieanlage muss sich im Parkperimeter befinden.
b. Die Windmessdaten miissen auf Nabenhéhe der Windturbine gemessen werden.

c. Die Windmessdaten miissen fiir einen Zeitraum von mindestens 12 Monate ohne Unterbruch
vorliegen.

d. Die Windmessdaten miissen iiber mindestens 80 Prozent der Zeit verfiigbar sein.

Anforderungen
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2.3 Mindestanforderungen an Ertragsgutachten
Ertragsgutachten haben mindestens folgende Informationen zu enthalten:
a. Dokumentation der Windmessung oder der Betriebsdaten;
b.  Anzahl der geplanten Windenergieanlagen sowie deren Dimensionen und Nennleistung;

c. Ertragsprognosen fiir alle geplanten Anlagenstandorte mit dem geeignetsten
Windenergieanlagentyp.
3 Mindestanforderungen an Windmessungen, Windmessdaten 3 Inhalt des Gesuchs um einen Projektierungsbeitrag

und Ertragsgutachten

3.1 Mindestanforderungen an Windmessungen fiir den Standort einer neuen Anlage

Bei Windmessungen sind mindestens folgende Anforderungen einzuhalten:
a. Der Windmessmast ist innerhalb des Parkperimeters zu errichten.

b. Die Hohe des Windmessmastes muss mindestens 2/3 der Nabenhohe der
Windenergieanlage oder mindestens 100 m betragen. Ist der Windmessmast
kleiner, so miissen erginzende LiDAR- oder SODAR-Messungen im
Parkperimeter durchgefiihrt werden.

c. Die Messung ist mit Windrichtungssensoren und kalibrierten
Windgeschwindigkeitssensoren auf mindestens zwei Hohen vorzunehmen,
wobei der oberste Messpunkt hochstens 2 m unter der Mastspitze liegen darf.

d. Die Windmessung muss wihrend mindestens 12 Monaten ohne Unterbruch
durchgefiihrt werden.

e. Die Windmessdaten miissen iiber mindestens 80 Prozent der Zeit verfiigbar
sein.

32 Mindestanforderungen an Windmessungen von bestehenden Windenergieanlagen
(Betriebsdaten)

Bei Windmessdaten von bestechenden Windenergieanlagen
Anforderungen einzuhalten:

sind folgende

a. Die Windenergieanlage muss sich im Parkperimeter befinden.

b. Die Windmessdaten miissen auf Nabenhohe der Windturbine gemessen
werden.

c. Die Windmessdaten miissen fir einen Zeitraum von mindestens 12 Monate
ohne Unterbruch vorliegen.

d. Die Windmessdaten miissen iiber mindestens 80 Prozent der Zeit verfiigbar
sein.
33 Mindestanforderungen an Ertragsgutachten

Ertragsgutachten haben mindestens folgende Informationen zu enthalten:
a. Dokumentation der Windmessung oder der Betriebsdaten;

b. Anzahl der geplanten Windenergieanlagen sowie deren Dimensionen und
Nennleistung;

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a. Nachweis, dass der Standort des Projekts im kantonalen Richtplan fiir die Windenergienutzung
vorgesehen ist;
b. Vorstudie zum Projekt, die folgende Angaben und Unterlagen beinhaltet:

- Ubersichtskarte mit Perimeter des kantonalen Richtplans,

- Projektperimeter,

- Anzahl und Standorte der geplanten Windenergieanlagen,

- Projektbeschrieb mit Angaben zur Projekttrigerschaft, zum Projektmanagement, zur
geplanten Windmessung, zu geplanten umwelt- und bautechnischen Studien, zur
Projektplanung (Netzanschluss, Erschliessung, Nutzungsplanung,
Umweltvertrdglichkeitspriifung, Baubewilligung, Informationsarbeit) und zum Zeitplan
fiir die Projektierung;

c. Verantwortliche Kontaktperson mit Adress- und Kontaktinformationen (inklusive E-

Mailadresse und Telefonnummer).
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c. Ertragsprognosen fiir alle geplanten Anlagenstandorte mit dem geeignetsten
Windenergieanlagentyp
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4 Inhalt des Gesuchs um einen Investitionsbeitrag

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a.  Angaben zur Anlage, insbesondere Angaben iiber den Perimeter des Projekts, den Standort der
geplanten Windenergieanlage und den Namen der berechtigten Person;

b. Projektbeschrieb mit Zeitplan der aufzeigt, dass sémtliche Voraussetzungen fiir die Ausrichtung
eines Investitionsbeitrags erfiillt werden;

c. technische Beschreibung der Anlage, insbesondere Angaben zum geplanten
Windenergieanlagentyp und zum geplanten Netzanschluss (Netzbetreiber, Netzebene,
Planskizze);

d.  Ertragsgutachten, das die Anforderungen nach Ziffer 2.3 erfiillt.

5 Ansitze fiir den Investitionsbeitrag

Die Ansitze betragen:

Kategorie Ansatz in Fr/kW
I 1200
II 1380
111 1500

Anhang 2.6

Investitionsbeitrag fiir Geothermieanlagen

Anhang 2.6

(Art. 87rund 87¢)

Klammerverweis unter Anhangnummer

(Art. 35e, 87r und 87¢)

Investitionsbeitrag fiir Geothermieanlagen

Titel

Projektierungsbeitrag und Investitionsbeitrag fiir Geothermieanlagen
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3

Inhalt des Gesuchs

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

3 Inhalt des Gesuchs um einen Projektierungsbeitrag

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a. Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen des Betreibers und den Standort a.  Vorstudie zum Projekt, die mindestens folgende Angaben und Unterlagen beinhaltet:
der Anlage; - Ubersichtsplan mit Projektperimeter und Anlagenstandorten;
- Projektbeschrieb mit Angaben zu Projekttrigerschaft, zum Projektmanagement, zu den
geplanten Projektierungsarbeiten, zur Kostenschidtzung und zum Zeitplan fiir die
Projektierung.
b. Zustimmung der Grundeigentiimerinnen und Grundeigentimer: b. g?‘fiﬁ?s:;diis,s samtliche Voraussetzungen fiir die Ausrichtung eines Projektierungsbeitrags
c. elektrische und thermische Nennleistung;
d. projektierte jahrliche Brutto- und Nettoproduktion von Elektrizitét und Warme;
e. projektierte Wairmenutzung und Zustimmung der voraussichtlichen
Wirmeabnehmerinnen und Warmeabnehmer;
f.  Riickkithlmedium;
g. Anlagenplan;
h. Monitoring und Reporting-Plan, insbesondere betreffend Seismizitit,
Reservoirzustand und Produktivitit;
i.  Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass sdmtliche Voraussetzungen fiir die
Ausrichtung eines Investitionsbeitrags erfiillt werden;
j.  detaillierte Terminpldne und Kostenschitzungen mit Abweichungen von
hochstens 20 Prozent.
4 Inhalt des Gesuchs um einen Investitionsbeitrag

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a. Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen des Betreibers und den Standort der Anlage

sowie den Konzessionsperimeter;

b. technische Beschreibung der Anlage;

c. installierte elektrische und thermische Leistung in MW;

d. projektierte jahrliche Brutto- und Nettoproduktion von Elektrizitit und Warme in MWh;

e. projektierte Warmenutzung und Zustimmung der voraussichtlichen Warmeabnehmerinnen und
Wirmeabnehmer;

f.  Ressourcen-Managementplan  insbesondere = den  Monitoringplan  betreffend

Reservoirzustand, die Produktivitét, die Seismizitdt und die Zusammensetzung des geforderten

Wassers, sowie allfillige Ausbaupléne;

g. Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass siamtliche Voraussetzungen fiir die Ausrichtung eines

Investitionsbeitrags erfiillt werden;

h. detaillierte Terminpléne und Kostenschitzungen mit Abweichungen von hochstens 20 Prozent;

i.  Finanzierungsnachweis fiir die Bau-, Betriebs- und Riickbauphasen.
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Betriebskostenbeitrag fiir Biomasseanlagen

Betriebskostenbeitrag fiir Biomasseanlagen

3 Beitragssatz Aufgehoben
3.1.4 Werden in einem Holzkraftwerk auch problematische Holzabfille verwendet, die
gemdss Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung vom 22. Juni 2005 {iber den
Verkehr mit Abfillen als Sonderabfille bezeichnet sind, so wird der Anteil der
Elektrizitdt, der aufgrund der Verwendung dieser problematischen Holzabfille
erzielt wurde, mit dem halben Beitragssatz vergiitet. Der Anteil berechnet sich
aufgrund der verwendeten Energieinhalte.
32 Grundbeitragssatz 3.2 Grundbeitragssatz
Der Satz fiir den Grundbeitrag betrigt je Leistungsklasse: Der Satz fiir den Grundbeitrag betrégt je Leistungsklasse:
Leistungsklasse Grundbeitrag (Rp./kWh) Leistungsklasse Grundbeitrag (Rp./kWh)
< 50 kW 13 < 50 kW 13
<100 kW 12 <100 kW 12
<500 kW 11 <500 kW 12
< 5MW 10 < 5MW 11
> SMW 8 > 5MW 10
3.3 Bonus fiir Holzkraftwerke
33 Bonus fiir Holzkraftwerke 3.3.1 Der Bonus fiir Holzkraftwerke wird gewahrt, wenn in einer Anlage Holz als einziger Energietriger
3.3.1 Der Bonus flir Holzkraftwerke wird gewahrt, wenn in einer Anlage Holz als einziger eingesetzt wird.
Energietriger eingesetzt wird.
3.3.2 Der Satz fiir den Bonus fiir Holzkraftwerke betragt je Leistungsklasse: 3.3.2  Er wird nur fiir die von Oktober bis Mérz (Winterhalbjahr) eingespeiste Elektrizitit gewéhrt.
Leistungsklasse Holzbonus (Rp./kWh)
< 50kW 3
<100 kW 2
<500 kW 2
< 5MW 1
> SMW 1
3.3.3  Der Satz fiir den Bonus fiir Holzkraftwerke betrigt je Leistungsklasse:

Leistungsklasse Holzbonus (Rp./kWh)

< 50 kW 3
<100 kW 2
<500 kW 2
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< 5MW
> 5MW
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3.4.3 Der Satz fiir den Bonus fiir landwirtschaftliche Biomasse mit maximal 20 Prozent
Co-Substraten betrigt je Leistungsklasse:

Leistungsklassc Bonus max. 20 Prozent Co-Substrate (Rp./kWh)
< 50 kW 8
<100 kW 7
<500 kW 6
< 5MW 2
> 5MW 0

343

Der Satz fiir den Bonus fiir landwirtschaftliche Biomasse mit maximal 20 Prozent Co-Substraten
betrégt je Leistungsklasse:

Leistungsklasse Bonus max. 20 Prozent Co-Substrate
(Rp./kWh)

< 50kW 9

<100 kW 9

<500 kW 8

< 5MW 2

> 5MW 0

Anhang 6.1

Gleitende Marktprimie fiir Wasserkraftanlagen

1

Anlagendefinition
Die Definition der Wasserkraftanlage richtet sich nach Anhang 2.2 Ziffer 1.
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2 Inhalt des Gesuchs

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a.

b.

R

—

55— &

e

Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den Standort der
Zentrale, der Wasserfassungen, der Reservoire und der Wasserriickgabe;

Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass simtliche Voraussetzungen fiir die Inanspruchnahme einer
gleitenden Marktprémie erfiillt werden;

technische Beschreibung der Anlage, insbesondere die SDL-Féhigkeit (Primérregelung,
positive Sekundirregelung, negative Sekundirregelung, positive Tertidrregelung, negative
Tertidrregelung) der Turbinen und Pumpen;

fiir Erweiterungen oder Erneuerungen: Unterlagen, die aufzeigen, dass die Erweiterung oder
Erneuerungen erheblich sind;

mittlere mechanische Bruttoleistung des Wassers vor und nach der Investition;
installierte Leistung vor und nach der Investition;
Nutzwassermenge in m3 gemittelt iiber je fiinf volle Kalenderjahre vor und nach der Investition;

stiindliche Verteilung der Elektrizititsproduktion in kWh gemittelt iiber je fiinf volle
Kalenderjahre vor und nach der Investition;

stiindliche Verteilung des Zubringerpumpenstroms in kWh gemittelt {iber je finf volle
Kalenderjahre vor und nach der Investition;

mittlere Brutto-Fallh6he in m vor und nach der Investition;
mittlere Netto-Fallh6he in m vor und nach der Investition;
Ausbauwassermenge vor und nach der Investition;
nutzbares Speichervolumen vor und nach der Investition;

Anlagenschema der bestehenden Anlage mit integriertem Projekt mit folgenden Angaben pro
Kraftwerk: Leistung Turbinen Pgenmax in MW, Durchfluss Turbinen Flowpumpmax in m?/s,
Leistung Pumpen Ppumpmax in MW, Durchfluss Pumpen Flowpumpmax in m?/s, Kapazitit Ecap der
Speicher und Ausgleichbecken in m?;

geplantes Baubeginn- und Inbetriebnahmedatum;

Nachweis iiber die Giiltigkeit des Wassernutzungsrechts und die Rechtskraft der
Baubewilligung;

Nachweis iiber die Abgaben und Leistungen an das Gemeinwesen;

detaillierte Auflistung der Investitionskosten, aufgeteilt in anrechenbare und nicht anrechenbare
Kosten;

Nachweis tiber die Betriebskosten;
Angaben iiber anderweitige Finanzhilfen.
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3 Vergiitungssatz und Referenz-Marktpreis
3.1 Vergiitungssatz

Der Vergiitungssatz in Rp./kWh entspricht den jéhrlichen Kosten fiir die Elektrizitét (Jahreskosten),

die von einer Neuanlage produziert wird oder die von einer bestehenden Anlage nach einer

erheblichen Erweiterung zusétzlich produziert wird (jahrliche Mehrproduktion).

3.2 Referenz-Marktpreis fiir steuerbare Anlagen mit einer Leistung von mehr als 3 MW
Der Referenz-Marktpreis in Rp./kWh fiir steuerbare Anlagen mit einer Leistung von mehr als
3 MW entspricht dem jéhrlichen Erl6s fiir die Mehrproduktion (Jahreserlds).

4 Jahreskosten, Jahreserlos und jiahrliche Mehrproduktion

4.1 Jahreskosten

4.1.1 Die Jahreskosten setzen sich zusammen aus:

a. den sich aufgrund der Investition ergebenden Kapitalkosten, diese werden auf
Komponentenebene mit deren jeweils standardisierten Nutzungsdauern und einem
durchschnittlichen Kapitalkostensatz gemédss Anhang 3 annuitétisch berechnet;

b. den Betriebskosten; diese werden bis zu einem Betrag von hochstens 2 Prozent der
anrechenbaren Investitionen beriicksichtigt, sie beinhalten auch die Unternehmensfiihrungs-,
Kraftwerksbewirtschaftungs-, Energiebewirtschaftungs- und Energieverwertungskosten auf
Stufe der Betreibergesellschaft;

¢ bei steuerbaren Anlagen mit einer Leistung von mehr als 3 MW diirfen hochstens folgende
Energiebewirtschaftungs- und Verwaltungskosten angerechnet werden:

1. bei Laufwasserkraftwerken: 0,25 Rp./kWh;
2. bei Speicher- und Pumpspeicherkraftwerken 0,4 Rp./kWh.

d. den bezahlten Abgaben und Leistungen an das Gemeinwesen.

4.1.2 Die mit dem Entscheid nach Artikel 30"V festgelegten Jahreskosten werden nur angepasst, wenn:

a. der kantonale Wasserzins dndert;

b. die Anlage jéhrliche Stromkosten fiir die Zubringerpumpen aufweist; oder

c.  der durchschnittliche Kapitalkostensatz dndert.
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4.2
4.2.1

422

423

424

425

4.2.6

4.2.7

428

JahreserlGs

Bei nicht steuerbaren Anlagen und Anlagen mit einer Leistung von 3 MW oder weniger entspricht
der Jahreserlds der Vergiitung der Mehrproduktion zum Referenz-Marktpreis.

Bei steuerbaren Anlagen mit einer Leistung von mehr als 3 MW setzt sich der Jahreserlds aus
folgenden Erlosmoglichkeiten, die mit der jéhrlichen Mehrproduktion erzielt werden konnen,
zusammen:

Teilnahme am Day-Ahead- und dem Intraday-Markt;
Teilnahme am Terminmarkt;

Teilnahme am Systemdienstleistungsmarkt;

Verkauf der Herkunftsnachweise;

o a0 o

Teilnahme an der Winterreserve.

Als Erlosmoglichkeiten aus der Teilnahme am Day-Ahead- und dem Intraday-Markt gelten:

a.  bei Speicherkraftwerken: der Betrag, den der Verkauf der produzierten Elektrizitit zu den besten
am Day-Ahead-Markt erhéltlichen Preisen einbringen wiirde; als produzierte Elektrizitit gilt
dabei die Menge Elektrizitdt, die aus den monatlichen mittleren Seewasserstand- und
Zuflussverldufen und den maximalen Durchflussmengen der Turbinen berechnet werden kann;
bei komplexen Projekten oder Projekten in komplexen Anlagen kann fiir die Abschétzung des
Erloses eine Kraftwerkseinsatzoptimierungssoftware eingesetzt werden.

b. bei Laufwasserkraftwerken: der Betrag, den der Verkauf der produzierten Elektrizitét zu den
monatlichen Durchschnittspreisen am Day-Ahead-Markt einbringen wiirde, abziiglich 2
Prozent; als produzierte Elektrizitét gilt dabei die Menge Elektrizitét, die mit den monatlichen
Wasserzufliissen produziert werden kann.

Als Erlosmdglichkeiten aus der Teilnahme am Terminmarkt gelten im Vergleich zu den Day-Ahead-
und Intraday-Erlosen, mogliche Absicherungserlose oder -verluste. Dabei wird von der folgenden
Absicherungsstrategie ausgegangen: 80 Prozent der erwarteten Produktion werden am
schweizerischen und am auslédndischen Terminmarkt {iber 3 Jahre mit je einem Drittel der erwarteten
Produktion abgesichert; der Absicherungspreis entspricht dem Durchschnittspreis auf dem
Terminmarkt auf der Grundlage des kontinuierlichen Handels im Absicherungsjahr, wobei die
massgebenden Schweizer und die europdischen Terminmarktpreise beriicksichtigt werden.

Als Erlosmoglichkeiten aus der Teilnahme am Systemdienstleistungsmarkt gelten die Verglitungen,
die eine Anlage, die Systemdienstleistungen (SDL) erbringen kann, am Systemdienstleistungsmarkt
erzielen kann.

Die Verteilung der von der nationalen Netzgesellschaft total geleisteten Vergiitungen fiir die
schweizweit erbrachten Systemdienstleistungen wird nach einer vom BFE erstellten
Vollzugsrichtlinie geregelt. Die Erldse pro Anlage entsprechen ihrem Leistungsanteil innerhalb der
Gesamtleistung des Kraftwerktyps; es wird von einer ganzjahrigen Teilnahme wéhrend 52 Wochen
mit gleicher Leistung ausgegangen; die Opportunititskosten werden anhand der Differenz der Day-
Ahead-Erlose mit und ohne Leistungsvorhaltung geschitzt.

Als Erlosmoglichkeit aus dem Verkauf der Herkunftsnachweise gilt der Betrag, der durch den
Verkauf der Herkunftsnachweise zum jéhrlichen Durchschnittspreis auf schweizerischen und
europdischen Handelsplattformen, auf denen die Betreiber verkaufen kdnnen, erzielt werden kann.
Die Erlosmoglichkeit aus der Teilnahme an der Winterreserve bestimmt sich geméss der
Winterreserveverordnung vom 25. Januar 2023 (WResV2).

Bei Erweiterungen, Erneuerungen sowie bei Neuanlagen, welche technisch und wirtschaftlich in
bestehende Anlagen eingebettet sind, wird der Jahreserlos einmal fiir die Anlage vor und einmal fiir
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die Anlage nach der Erweiterung, Erneuerung respektive mit der Neuanlage gemiss Ziffer 4.2.2
berechnet. Die Differenz zwischen diesen beiden Werten entspricht dem Jahreserlos der erweiterten
oder erneuerten Anlage, respektive der Neuanlage. Bei Erneuerungen wird aufgrund erneuerten
Elemente abgeschitzt, wieviel Produktion durch die Erneuerungsinvestition erhalten werden kann.
Die erhaltene Produktion samt einer allfdlligen Produktionssteigerung und ein allfilliger
Portfolioeffekt entsprechen dem Jahreserlos der Erneuerung.

2 SR734.722
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43 Jéhrliche Mehrproduktion bei erheblichen Erweiterungen

4.3.1 Die jahrliche Mehrproduktion entspricht dem Anteil der Gesamtproduktion, der dem Verhéltnis des
Jahreserloses aus der Investition zum Gesamterlds entspricht.

4.3.2 Bei steuerbaren Anlagen mit einer Leistung von mehr als 3 MW wird die jahrliche Mehrproduktion
jéhrlich neu festgelegt.

4.3.3 Bei nicht steuerbaren Anlagen und Anlagen mit einer Leistung von 3 MW oder weniger gilt fiir die
ersten fiinf Jahre die im Zeitpunkt der Zusicherung dem Grundsatz nach (Art. 306°77¢) festgelegte
jéhrliche Mehrproduktion, fiir die restliche Vergilitungsdauer der Durchschnitt der ersten
5 Betriebsjahre nach der Investition.

5 Jéhrlich einzureichende Informationen fiir die Abrechnungsperiode

5.1 Fiir steuerbare Wasserkraftwerke mit einer Leistung von > 3 MW sind jéhrlich die folgenden
Informationen einzureichen:

a. fir eine bestechende Anlage und jedes beantragte Projekt pro Speicher und pro
Ausgleichsbecken: der Jahreszufluss in m? und die zeitliche Zuflussverteilung {iber 12 Monate
in m*/Monat;

b. fiir die Kraftwerke einer Anlage:

1. die stiindliche Verteilung des Zubringerpumpenstroms in kWh, und
2. die stiindliche Verteilung der Jahresproduktion in kWh;

c. fiir die Wasserreserve: das reservierte Speichervolumen in kWh;

d. die durchschnittliche Zuflussmenge der letzten 10 Jahre (soweit vorhanden);

e. die Wasserzinskosten (mechanische Bruttoleistung in kWbr und Wasserzins in Fr./kWbr);

f.  Fir erhebliche Erweiterungen und Neuanlagen innerhalb einer bestehenden Anlage sind flir das
Jahr der Inbetriebnahme sdmtliche oben aufgefiihrte Daten fiir das entsprechende hydrologische
Jahr einzureichen.

52 Fiir nicht steuerbare Wasserkraftwerke mit einer Leistung von >3 MW und fiir Wasserkraftwerke

mit einer Leistung von <3 MW sind jahrlich die folgenden Informationen einzureichen:
a. fiir die Kraftwerke einer Anlage: die monatliche Verteilung der Jahresproduktion in kWh;
b. die Wasserzinskosten (mechanische Bruttoleistung in kWbr und Wasserzins in Fr./kWhbr).

Gleitende Marktprimie fiir Windenergieanlagen
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1 Anlagendefinition, Leistungsklassen und Kategorien

1.1 Die Definition der Windenergieanlage richtet sich nach Anhang 1.3 Ziffer 1.
1.2 Die Definition der Leistungsklassen richtet sich nach Anhang 1.3 Ziffer 2.
1.3 Die Definition der Kategorien richtet sich nach Anhang 2.4 Ziffer 1.2.

2 Inhalt des Gesuchs
Der Inhalt des Gesuchs richtet sich nach Anhang 2.4 Ziffer 2.

3 Vergiitungssitze

3.1 Vergiitungssatz fiir Kleinwindanlagen

Der Vergiitungssatz betrdgt bei Kleinwindanlagen wihrend der gesamten Vergiitungsdauer
13 Rappen pro kWh.
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Vergilitungssatz fiir Grosswindanlagen
Grundvergiitung

Der Satz fiir die Grundvergiitung betrdgt bei Grosswindanlagen wihrend fiinf Jahren ab dem
Zeitpunkt der ordentlichen Inbetriebnahme:

Kategorie Vergiitungssatz in Rp./kWh
I 10
I 12
111 14

Absenkung des Vergiitungssatzes

Bei einer Grosswindanlage wird abhéngig vom effektiven Ertrag nach frithestens fiinf Jahren der
Vergiitungssatz fiir den Rest der Vergiitungsdauer auf den Betrag nach Ziffer 3.2.5 abgesenkt.

Berechnung des Zeitpunkts der Absenkung des Vergiitungssatzes

3.2.4.1 Nach fiinf Jahren wird anhand des effektiven Ertrags der Zeitpunkt berechnet, zu dem der

Vergiitungssatz abgesenkt wird.

3.2.4.2 Der effektive Ertrag entspricht dem arithmetischen Jahresmittel der Elektrizitétsproduktion wahrend

des zweiten bis fiinften Betriebsjahres, gemessen an der Ubergabestelle zum Netzbetreiber.

3.2.4.3 Erreicht oder tibersteigt der effektive Ertrag den Referenzertrag nach Ziffer 3.2.6, so wird der

Vergiitungssatz sofort bis zum Ende der Vergiitungsdauer auf den Vergiitungssatz nach Ziffer 3.2.5
abgesenkt.

3.2.4.4 Unterschreitet der effektive Ertrag den Referenzertrag, so erfolgt die Absenkung erst nach einer
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3.2.6

3.2.7

gewissen Dauer, die sich wie folgt berechnet:
Referenzertrag — effektiver Ertrag 100
Referenzertrag 0,15’

a. Dauer in Monaten =

b. Die Dauer wird auf ganze Monate aufgerundet.

Abgesenkter Vergiitungssatz in Rp./kWh:

Kategorie Vergiitungssatz in Rp./kWh
I 7
II 8
111 9

Der Referenzertrag wird auf der Basis der Leistungskennlinie und der Nabenhohe der effektiv
gewihlten Windenergieanlage und mit den Merkmalen des Referenzstandorts nach Ziffer 3.2.7
berechnet.

Die Referenzstandorte fiir die Kategorien I-III weisen folgende Merkmale auf:

Kategorie I

Mittlere Windgeschwindigkeit auf 125 m iiber Grund 5,7 m/s
Hohenprofil logarithmisch
Weibull-Verteilung mit k=20
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Rauigkeitsldnge
Luftdichte

1=0,2m
p=1,190 kg/m3

Kategorie 11

Mittlere Windgeschwindigkeit auf 125 m iiber Grund 5,6 m/s
Héhenprofil logarithmisch
Weibull-Verteilung mit k=2,0
Rauigkeitsldnge 1=0,1 m
Luftdichte p=1,124 kg/m3
Kategorie 111

Mittlere Windgeschwindigkeit auf 100 m iiber Grund 6,5 m/s
Hohenprofil logarithmisch
Weibull-Verteilung mit k=20
Rauigkeitsldnge 1=0,03 m
Luftdichte p=1,045 kg/m3

3.2.8 Die Vollzugsstelle legt die detaillierte Berechnung des Referenzertrags in einer Richtlinie fest.
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4

Projektfortschrittsmeldung, Inbetriebnahme und Inbetrieb-

nahmemeldung

4.1

Projektfortschrittsmeldung

Spitestens zehn Jahre nach der Erdffnung der Zusicherung dem Grundsatz nach (Art. 30d°°) ist
eine Projektfortschrittsmeldung einzureichen. Diese hat mindestens folgende Angaben und
Unterlagen zu enthalten:

a. die rechtskriftige Baubewilligung;

b. die Meldung des Projekts beim Netzbetreiber sowie dessen Stellungnahme dazu;
c. allfillige Anderungen gegeniiber den im Gesuch gemachten Angaben;

d. das geplante Inbetriecbnahmedatum.

4.2

Inbetriebnahme

Die Anlage ist spitestens zwolf Jahre nach der Zusicherung dem Grundsatz nach (Art. 30d°°) in
Betrieb zu nehmen.
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Inbetriebnahmemeldung

Die Inbetriebnahmemeldung hat mindestens folgende Angaben zu enthalten:
die Typenbezeichnung der Anlage;

die Leistung;

die Nabenhdhe;

die Extraausriistungen, z. B. eine Rotorblattheizung;

das Inbetriecbnahmedatum;

Mo a0 o

allfillige Anderungen gegeniiber den im Gesuch und in der Projektfortschrittsmeldung
gemachten Angaben.

Gleitende Marktpriimie fiir Biomasseanlagen

1 Anlagendefinition

Die Definition der Biomasseanlage richtet sich nach Anhang 1.5 Ziffer 1
2 Mindestanforderungen
2.1 Allgemeine Anforderungen

Die allgemeinen Anforderungen richten sich nach Anhang 1.5 Ziffern 2.1.1 und 2.1.2.
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2.2.1 Energetische Mindestanforderungen fiir Biogasanlagen

Die energetischen Mindestanforderungen fiir Biogasanlagen richten sich nach Anhang 1.5
Ziffern 2.2.3 und 2.2.4 und nach Anhang 2.3 Ziffer 2.2.

2.2.2  Energetische Mindestanforderungen fiir Holzkraftwerke

2.2.2.1 Die energetischen Mindestanforderungen fiir Holzkraftwerke richten sich nach Anhang 1.5
Ziffern 2.2.3.

2.2.2.2 Sie sind spétestens ab Beginn des dritten vollen Kalenderjahrs nach der Inbetriebnahme der Anlage
oder der erheblichen Erweiterung oder Erneuerung einzuhalten.

2.2.2.3 Wenn gleichzeitig mit dem Bau oder der Erweiterung der Anlage ein Fernwirmenetz oder eine
andere Einrichtung fiir die Nutzung der Wérme errichtet oder erweitert wird, miissen die
energetischen Mindestanforderungen zum Zeitpunkt der definitiven Festsetzung der gleitenden
Marktpréamie nicht erfiillt sein; die energetischen Mindestanforderungen miissen aber innerhalb einer
angemessenen Frist erfiillt werden.

2.3 Beurteilungsperioden

2.3.1 Die Beurteilungsperiode fiir die allgemeinen Anforderungen und die O6kologischen
Mindestanforderungen betréigt drei Monate.

2.3.2 Die Beurteilungsperiode fiir die energetischen Mindestanforderungen betrigt das ganze
Kalenderjahr.

3 Vergiitungssatz

3.1 Berechnung des Vergiitungssatzes

3.1.1 Der Vergiitungssatz setzt sich aus einer Grundvergiitung und, sofern die Voraussetzungen erfiillt
sind, aus einem Bonus nach Ziffer 3.3 oder 3.4 zusammen. Der Vergiitungssatz wird jahrlich neu
berechnet.

3.1.2 Fiir die Berechnung der Sétze fiir die Grundvergiitung und die Boni ist die dquivalente Leistung der
Anlage massgebend. Diese entspricht dem Quotienten aus der Nettoproduktion in kWh und der
Stundensumme des jeweiligen Kalenderjahres. Fiir das Jahr, in dem die Anlage in Betrieb genommen
oder stillgelegt wird, werden bei der Bestimmung der dquivalenten Leistung die vollen Stunden vor
der Inbetriebnahme oder nach der Stilllegung der Anlage abgezogen.

3.1.3 Die Sétze der Grundvergiitung und der Boni werden anteilsméssig nach den Leistungsklassen geméss
den Ziffern 3.2-3.4 berechnet.

3.1.4 Der Bonus fiir Holzkraftwerke wird gewéhrt, wenn in einer Anlage Holz als einziger Energietrdger
eingesetzt wird.

3.1.5 Der Bonus fiir Holzkraftwerke wird nur fiir die von Oktober bis Mérz (Winterhalbjahr) eingespeiste
Elektrizitdt gewéhrt.
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3.2 Grundvergiitung
Der Satz fiir die Grundvergiitung betrégt je Leistungsklasse:

Leistungsklasse Grundvergiitung (Rp./kWh)
< 50 kW 28

<100 kW 25

<500 kW 22

< 5MW 18,5

> 5MW 17,5

33 Bonus fiir Holzkraftwerke
Der Satz fiir den Bonus fiir Holzkraftwerke betrégt je Leistungsklasse:

Leistungsklasse Holzbonus (Rp./kWh)
< 50 kW 8

<100 kW 7

<500 kW 6

< 5MW 4

> 5MW 3,5

34 Bonus fiir landwirtschaftliche Biomasse

3.4.1 Der Bonus fiir landwirtschaftliche Biomasse wird gewahrt, wenn:

a. Hofdiinger, insbesondere Giille und Mist aus der Tierhaltung, oder Hofdiinger zusammen mit
Erntertickstinden, Reststoffen aus der landwirtschaftlichen Produktion oder deklassierten
landwirtschaftlichen Produkten eingesetzt werden; und

b. der Anteil nicht landwirtschaftlicher Co-Substrate und Energiepflanzen <10 Prozent, bezogen
auf die Frischmasse, betrégt.

3.4.2 Der Satz fiir den Bonus fiir landwirtschaftliche Biomasse betrégt:

Leistungsklasse Landwirtschaftsbonus (Rp./kWh)
< 50 kW 18
<100 kW 17
<500 kW 14
< SMW 4,5
> S5SMW 0
4 Berechnung des zu vergiitenden Anteils bei nachtriglicher Erweiterung oder
Erneuerung

Fiir die Anpassung des Anteils der mit der gleitenden Marktprédmie zu vergiitenden Elektrizitét nach einer
nachtriiglichen Erweiterung oder Erneuerung (Art. 30a" Abs. 3) gilt Artikel 30e9** sinngeméiss
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5 Teilzahlungen und Abrechnung

Die Vergiitung wird per Ende des Kalenderjahres aufgrund des Vergiitungssatzes fiir das betreffende
Jahr und der erfassten Elektrizitdt abgerechnet. Vorherige Teilzahlungen werden aufgrund des
Vergiitungssatzes des Vorjahres geleistet, bei Anlagen, die noch nicht ein volles Kalenderjahr in
Betrieb sind, aufgrund der Planungswerte nach Ziffer 6.

6 Inhalt des Gesuchs

Das Gesuch hat mindestens folgende Angaben und Unterlagen zu enthalten:

a.
b.

w o oA

Angaben zur Anlage, insbesondere den Namen der berechtigten Person und den Standort;

Baubewilligung oder Nachweis der Baureife des Projekts, sofern keine Baubewilligung
erforderlich ist;

Projektbeschrieb, der aufzeigt, dass sdmtliche Voraussetzungen fiir die Ausrichtung einer
gleitenden Marktpramie erfiillt werden; er hat mindestens Angaben zur Ausgangslage, zu den
Inputsubstraten, einen Anlagenbeschrieb und Ausfiihrungen zur Energieproduktion zu
beinhalten;

Ubersichtsplan;
Auflistung der Investitionskosten;
installierte und dquivalente elektrische Leistung in kWel vor und nach der Investition;

Brutto-Elektrizitits- und Warmeproduktion in kWh pro Kalenderjahr vor und nach der
Investition;

Netto-Elektrizititsproduktion sowie extern genutzte Wérme pro Kalenderjahr vor und nach der
Investition;

geplantes Inbetriebnahmedatum.
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	1 Die Vollzugsstelle gibt die Auktionsbedingungen sowie die mit dem Gebot einzureichenden Angaben und Unterlagen in der Ausschreibung bekannt.
	2 Sie erteilt für diejenigen Gebote einen Zuschlag die:
	a. die Teilnahmevoraussetzungen erfüllen;
	b. den günstigsten Ansatz pro Kilowattstunde aufweisen; und
	c. innerhalb des ausgeschriebenen Auktionsvolumens Platz finden.
	3 Unterschreitet die gesamte Leistung der Gebote, die die Teilnahmevoraussetzungen erfüllen, das ausgeschriebene Auktionsvolumen, so wird das Auktionsvolumen nachträglich automatisch auf 90 Prozent dieser angebotenen Leistung gekürzt.
	Art. 30cquater Inbetriebnahmefrist, Fristerstreckung und Inbetriebnahmemeldung
	1 Die Anlage ist spätestens 24 Monate, nachdem die Zuschlagserteilung in Rechtskraft erwächst, in Betrieb zu nehmen.
	2 Kann die Frist für die Inbetriebnahme aus Gründen, für die die gesuchstellende Person nicht einzustehen hat, nicht eingehalten werden, so kann die Vollzugsstelle diese auf Gesuch hin erstrecken. Das Gesuch ist vor Ablauf der Frist einzureichen.
	3 Die Inbetriebnahme ist der Vollzugsstelle spätestens einen Monat ab der Inbetriebnahme zu melden.
	4 Die Inbetriebnahmemeldung hat die Angaben und die Unterlagen nach Anhang 2.1 Ziffer 4.2 zu enthalten.
	Art. 30cquinquies Entscheid
	1Erfüllt die Anlage auch nach der Inbetriebnahme die Anspruchsvoraussetzungen, so verfügt die Vollzugsstelle den Eintritt ins System der gleitenden Marktprämie.
	2 Ist die Leistung der Anlage grösser als im Gebot angegeben, so wird nur für den Anteil der Produktion eine gleitende Marktprämie ausgerichtet, die der im Gebot an-gegebenen Leistung entspricht. Die Vollzugsstelle verfügt diesen Anteil im Entscheid.
	Art. 30csexies Widerruf des Zuschlags
	Die Vollzugsstelle widerruft den Zuschlag, wenn:
	a. nach der Inbetriebnahme nicht alle Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind; 
	b. die Inbetriebnahme nicht fristgerecht erfolgt;
	c. der Standort der Anlage nicht dem im Gebot angegebenen Standort entspricht.
	Art. 30csepties Publikation zu den Auktionen
	Zu den Auktionen für die gleitende Marktprämie publiziert die Vollzugsstelle folgende Angaben:
	a. den Gebotstermin;
	b. den Preismechanismus;
	c. die Anzahl der eingereichten Gebote;
	d. die eingereichte Gebotsmenge in kW;
	e. die Anzahl der Zuschläge;
	f. die Anzahl der ausgeschlossenen Gebote;
	g. die Gebotsmenge der ausgeschlossenen Gebote in kW;
	h. den zulässigen Gebotshöchstwert in Rappen pro kWh;
	i. den niedrigsten und den höchsten Gebotswert in Rappen pro kWh;
	j. den durchschnittlichen, mengengewichteten Zuschlagswert in Rappen pro kWh;
	k. den niedrigsten und den höchsten Gebotswert, für den ein Zuschlag erteilt wurde, in Rappen pro kWh;
	l. die niedrigste und die höchste gebotene Leistung in kW;
	m. die niedrigste und die höchste gebotene Leistung, für die ein Zuschlag erteilt wurde, in kW
	n. die durchschnittliche Leistung, für die ein Zuschlag erteilt wurde, in kW.

	4. Abschnitt: Gleitende Marktprämie für Windenergieanlagen
	Art. 30d Vergütungssätze für Windenergieanlagen
	1 Die Höhe der Vergütungssätze wird anhand des Referenzanlagenprinzips bestimmt.
	2 Die Vergütungssätze und die Berechnung je Kategorie und Leistungsklasse sind in Anhang 6.2 festgelegt.
	Art. 30dbis Reihenfolge der Berücksichtigung
	1 Massgebend für die Berücksichtigung eines Gesuchs um Teilnahme am System der gleitenden Marktprämie ist das Einreichedatum.
	2 Können nicht alle am gleichen Tag eingereichten Gesuche berücksichtigt werden, so werden die Projekte mit der grössten Leistung zuerst berücksichtigt.
	Art. 30dter Warteliste
	1 Reichen die Mittel nicht für eine sofortige Berücksichtigung aller Gesuche aus, so werden die Projekte in eine Warteliste aufgenommen, es sei denn, sie erfüllen die Anspruchsvoraussetzungen offensichtlich nicht.
	2 Die Vollzugsstelle teilt der gesuchstellenden Person mit, dass ihr Projekt in die Warteliste aufgenommen wird.
	Art. 30dquater Abbau der Warteliste
	1 Stehen wieder Mittel zur Verfügung, so legt das BFE Kontingente fest, in deren Umfang Anlagen auf der Warteliste berücksichtigt werden können.
	2 Die Anlagen auf der Warteliste werden in der Reihenfolge nach Artikel 30dbisberücksichtigt.
	Art. 30dquinquies    Gesuch
	1 Das Gesuch um Teilnahme am System der gleitenden Marktprämie ist bei der Vollzugstelle einzureichen.
	2 Es kann erst gestellt werden, wenn die Resultate von Windmessungen für den Standort einer neuen Anlage oder die Betriebsdaten bestehender Windenergieanlagen sowie ein Gutachten zum Energieertrag am Standort der Windenergieanlage vorliegen. Die Messungen und das Ertragsgutachten müssen die Mindestanforderungen nach Anhang 6.2 erfüllen.
	3 Das Gesuch hat sämtliche Angaben und Unterlagen nach Anhang 6.2 zu enthalten.
	Art. 30dsexies Zusicherung dem Grundsatz nach
	Sind die Anspruchsvoraussetzungen voraussichtlich erfüllt und stehen genügend Mittel zur Verfügung, so sichert die Vollzugsstelle die Teilnahme der Anlage am System der gleitenden Marktprämie mit einer Verfügung dem Grundsatz nach zu.
	Art. 30dsepties Projektfortschritt, Inbetriebnahme, Fristerstreckung und Meldepflichten
	1 Die gesuchstellende Person muss nach Erhalt der Verfügung nach Artikel 30dsexies innerhalb der Fristen nach Anhang 6.2 einen Projektfortschritt nach Anhang 6.2 Ziffer 4.1 erzielen und die Anlage in Betrieb nehmen.
	2 Die Fristen für den Projektfortschritt und die Inbetriebnahme stehen für die Dauer von planungs-, konzessions- oder baurechtlichen Rechtsmittelverfahren still.
	3 Kann die gesuchstellende Person die Fristen für den Projektfortschritt und die Inbetriebnahme aus anderen Gründen, für die sie nicht einzustehen hat, nicht einhalten, so kann die Vollzugsstelle diese auf Gesuch hin um maximal die Dauer der vorgesehenen Frist verlängern. Das Gesuch ist vor Ablauf der jeweiligen Frist schriftlich einzureichen.
	4 Die gesuchstellende Person muss den erreichten Projektfortschritt innert zwei Wochen schriftlich melden.
	5 Die Inbetriebnahme ist der Vollzugsstelle spätestens einen Monat ab der Inbetriebnahme zu melden.
	6 Die Inbetriebnahmemeldung hat die Angaben und die Unterlagen nach Anhang 6.2 Ziffer 4.3 zu enthalten.
	Art. 30docties Entscheid
	1 Erfüllt die Anlage auch nach der Inbetriebnahme die Anspruchsvoraussetzungen, so verfügt die Vollzugsstelle namentlich:
	a. den Eintritt ins System der gleitenden Marktprämie; und
	b. die Parameter für die Berechnung der Höhe des Vergütungssatzes.
	2 Die Vollzugsstelle widerruft die Zusicherung nach Artikel 30dsexies und weist das Gesuch um Teilnahme am System der gleitenden Marktprämie ab, wenn:
	a. die Anspruchsvoraussetzungen nicht erfüllt sind;
	b. die Fristen für den Projektfortschritt oder die Inbetriebnahme nicht eingehalten werden;
	c. der Standort der Anlage nicht dem im Gesuch angegebenen entspricht.

	5. Abschnitt: Gleitende Marktprämie für Biomasseanlagen
	Art. 30e Kategorien
	Art. 30ebis Erheblichkeit der Erweiterung oder Erneuerung
	Ob die Erweiterung oder Erneuerung einer Biomasseanlage erheblich ist, bestimmt sich nach Artikel 68.
	Art. 30eter Vergütungssätze für Biomasseanlagen
	1 Die Höhe der Vergütungssätze wird anhand des Referenzanlagenprinzips bestimmt.
	2 Die Vergütungssätze und die Berechnung je Kategorie und Leistungsklasse sind in Anhang 6.3 festgelegt.
	3 Für erhebliche Erweiterungen und Erneuerungen beträgt der Vergütungssatz 70 Prozent der Vergütungssätze nach Anhang 6.3.
	Art. 30equater Anteil der zu vergütenden Elektrizität bei erheblichen Erweiterungen und Erneuerungen
	Bei erheblichen Erweiterungen und Erneuerungen bestimmt sich der Anteil der Netto-produktion der Anlage, der mit der gleitenden Marktprämie vergütet wird, wie folgt:
	a. bei erheblichen Erweiterungen: aus dem Verhältnis der aufgrund der Erweiterung erzielten Mehrproduktion zur Gesamtproduktion nach der Erweiterung;
	b. bei erheblichen Erneuerungen: aus dem Verhältnis der aufgrund der Erneuerung anfallenden anrechenbaren Investitionskosten zu den Investitionskosten für eine neue Referenzanlage; er darf jedoch höchstens 70 Prozent der Netto-produktion nach der Erneuerung betragen.
	Art. 30equinquies  Reihenfolge der Berücksichtigung
	1 Massgebend für die Berücksichtigung eines Gesuchs um Teilnahme am System der gleitenden Marktprämie ist das Einreichedatum.
	2 Können nicht alle am gleichen Tag eingereichten Gesuche berücksichtigt werden, so werden die Projekte mit der grössten Leistung zuerst berücksichtigt.
	Art. 30esexies Warteliste
	1 Reichen die Mittel nicht für eine sofortige Berücksichtigung aller Gesuche aus, so werden die Projekte in eine Warteliste aufgenommen, es sei denn, sie erfüllen die Anspruchsvoraussetzungen offensichtlich nicht.
	2 Die Vollzugsstelle teilt der gesuchstellenden Person mit, dass ihr Projekt in die Warteliste aufgenommen wird.
	Art. 30esepties Abbau der Warteliste
	1 Stehen wieder Mittel zur Verfügung, so legt das BFE Kontingente fest, in deren Umfang Anlagen auf der Warteliste berücksichtigt werden können.
	2 Die Anlagen auf der Warteliste werden in der Reihenfolge nach Artikel 30equinquies berücksichtigt.
	Art. 30eocties Gesuch
	1 Das Gesuch um Teilnahme am System der gleitenden Marktprämie ist bei der Voll-zugstelle einzureichen.
	2 Es kann erst gestellt werden, wenn eine rechtskräftige Baubewilligung vorliegt oder, bei Projekten, für die keine Baubewilligung erforderlich ist, die Baureife des Projekts nachgewiesen ist.
	3 Es hat sämtliche Angaben und Unterlagen nach Anhang 6.3 Ziffer 6 zu enthalten.
	Art. 30enovies Zusicherung dem Grundsatz nach
	Sind die Anspruchsvoraussetzungen voraussichtlich erfüllt und stehen genügend Mittel zur Verfügung, so sichert die Vollzugsstelle die Teilnahme der Anlage am System der gleitenden Marktprämie mit einer Verfügung dem Grundsatz nach zu und legt da-bei den voraussichtlichen Anteil der zu vergütenden Elektrizität aufgrund der im Ge-such gemachten Angaben fest.
	Art. 30edecies Inbetriebnahmefrist, Fristerstreckung und Inbetriebnahmemeldung
	1 Die Anlage, die erhebliche Erweiterung oder die erhebliche Erneuerung ist innerhalb von drei Jahren ab Erhalt der Verfügung nach Artikel 30enovies in Betrieb zu nehmen.
	2 Kann die gesuchstellende Person die Inbetriebnahmefrist aus Gründen, für die sie nicht einzustehen hat, nicht einhalten, so kann die Vollzugsstelle diese auf Gesuch hin um maximal drei Jahre verlängern. Das Gesuch ist vor Ablauf der Frist schriftlich ein-zureichen.
	3 Die Inbetriebnahme ist der Vollzugsstelle spätestens einen Monat ab der Inbetriebnahme zu melden.
	4 Die Inbetriebnahmemeldung muss mindestens folgende Angaben und Unterlagen enthalten:
	a. das Inbetriebnahmedatum;
	b. die Beglaubigung der Anlagedaten gemäss Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung des UVEK vom 1. November 2017 über den Herkunftsnachweis und die Stromkennzeichnung (HKSV);
	c. allfällige Änderungen gegenüber den im Gesuch gemachten Angaben.
	Art. 30eundecies Entscheid
	1 Erfüllt die Anlage auch nach der Inbetriebnahme die Anspruchsvoraussetzungen, so verfügt die Vollzugsstelle namentlich:
	a. den Eintritt ins System der gleitenden Marktprämie;
	b. den Anteil der Nettoproduktion für den die gleitende Marktprämie gewährt wird; und
	c. die Parameter für die jährliche Berechnung der Höhe des Vergütungssatzes.
	2 Für erhebliche Erweiterungen wird der Anteil nach Absatz 1 Buchstabe b vorläufig festgesetzt. Nach drei vollen Kalenderjahren wird der Anteil für den Rest der Vergütungsdauer aufgrund der durchschnittlichen jährlichen Nettoproduktion festgesetzt.
	3 Die Vollzugsstelle widerruft die Zusicherung nach Artikel 30enovies und weist das Gesuch um Teilnahme am System der gleitenden Marktprämie ab, wenn:
	a. die Anspruchsvoraussetzungen nicht erfüllt sind;
	b. die Inbetriebnahmefrist nicht eingehalten wird;
	c. der Standort der Anlage nicht dem im Gesuch angegebenen entspricht.
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